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Eine kluge Handlung.
Warum (er engliſche Prewier nach Paris geht, Ver

legenheit der nationaliſtiſchen Pariſer Oppoſition.

Ramſay Rge D r 8. Juli. (Eig. Drahtbericht.)
amſa ac Donald, der bereits am Sonntagabend durVermittlung des engliſchen Botſchafters in Paris er ſrang

ſchen Regierung ſein Bedauern über den jüngſten diplo
tiſchen Zwiſchenfall hat ausſprechen und in ſeinem eigenen

Namen die vom engliſchen Auswärtigen Amt gegebene Verſiche
ag hat wiederholen laſſen, daß das der engliſchen Einladung zur

Konferenz bei geingee emorandum lediglich die Londoner Auf
Faſſung über die sur Verhandlung kommenden Fragen enthält und

mäß die franzüſtſche Regierungs in keiner iſe bindet, hat
am ntagmorgen in Paris mitteilen laſſen, daß er am Dienstag

einer önlichen Ausſprache mit Herriot nach Paris zu
men gedenkt. Mac Donald wird dabei vom Staatsſekretär im

Außenminiſterium, Sir Eyre Crowe, begleitet ſein. Das iſt
ein Beweis dafür, daß ſich die Unterhaltung diesmal nicht auf
die Feſtlegung allgemeiner Grundſätze beſchränkten ſoll.dürfte S verſuchen, ſich an über die d x
der Durqh führung und insbeſondere auch über die ech
niſchen Einzelheiten zu verſtändigen. Dieſe
li chen Premierminiſters iſt um ſo glückklicher, als der Re
giefehler, den das engliſche Auswärtige Amt mit ſeiner Ein
ladung zur Konferenz begangen hat, und die Art, wie dieſe Unter
laſſungsfünde von den franzöſiſchen Nationaliſten
er die eigene Regierung ausgebeutet worden iſt, in den

tzten Tagen das Gelingen der Londoner Konferenz ernſtlich in
e ſtellten. An ſich ſind die Meinungsverſchiedenheiten, die
r ellos auch heute noch zwiſchen London und Paris beſtehen,

neswegs ſo tiefgehender Natur, daß nicht auf der Konferenz
eine Einigung möglich geweſen wäre. Denn weder bei

der gen der Zuziehung Deutſchlands zur Konferenz, noch bei
der Frage, wer künftig etwaige Verfehlungen Deutſchlands gegendas Sa verſtändigenprogramm feſtſtellen ſoll, handelt es c
keineswe s um prinzipielle Gegenſätze. Man will
an der zuſtändigen Stelle in Paris Deutſchland nicht von der Kon
ferenz ausſchließen und man hat auch für die Londoner Theſe
volles Verſtändnis, daß die engliſche Regierung mit der Zuſiche-
z im Falle neuer deutſcher Verfehlungen rückhaltlos an
die Seite Frankreichs und Belgiens zu ſtellen, ein weit über die
Verpflichtungen des Friedensvertrages hinausgehendes Enga
gement übernimmt, daß ſie aber keineswegs geneigt iſt, die Ent-
er darüber, wann dieſer Fall gegeben ſein ſoll, der von

rankreich ausſchlaggebend beherrſchten Reparationskommiſſion
z überlaſſen, ſondern als eine Art Sicherheitsventil die Beſtä
igung dieſer Entſcheidung durch eine internationale Inſtanz ver

langt. Wenn das „Echo de Paris“ immer wieder behauptet, daß
Herriot in Chequers von dieſer Auffaſſung der engliſchen
Regierung Kenntnis erhalten habe, ohne auch nur mit einem
Wort widerſprochen zu haben, ſo iſt das ſicherlich ausnahmsweiſe
nicht gelogen. Aber es ſteht damit keineswegs im Widerſpruch,
wenn Herriot nach wie vor an der von ihm in den Kommiſſionen
von Kammer und Senat t Erklärungen feſthält, daß
er in ſeiner Unterredung mit Ramſay Mac Donald keinerlei de
de Vereinbarungen getroffen und demgemäß für die Lon-

ner Konfereng die Hände frei habe. Denn bei allen dieſen
Dingen handelt es ſich im Grunde nur um die Formulierung, bei
der gerade Herriot mit Rückſicht auf ſeine Oppoſition außerordent
lich vorſichtig ſein muß. Jn den Kreiſen der Mehrheit hegt
man die beſtimmte Hoffnung, daß es der neuen Ausſprache der
beiden Staatsmänner gelingen wird, die noch vorhandenen Miß-
verſtändniſſe aus der Welt zu ſchaffen und ſo die letzten Hinder-
niſſe zu beſeitigen, die einen ſchweren Schatten auf die Londoner
Konferenz geworfen haben. Jm Lager der Oppoſition wird der
angekündigte Beſuch Mac Donalds ſehr ſauerſüß kommentiert.
Man kann den unzweifelhaften diplomatiſchen Erfolg, den er für
die Politik Herriots darſtellt, nicht gut ableugnen; auf der
anderen Seite glaubt man ſich davon Rechenſchaft geben zu müſſen,
daß dadurch dem Anſturm, den man für Dienstag im Senat vor
bereitet und in deſſen Verlauf man das Miniſterium Herriot zu
Fall zu bringen gehofft hatte, der Boden entzogen iſt.

Eine tendenziöſe Erfindung.
Reine Verlegung und keine hinausſchiebung der Londoner

Konferenz.

Paris, 8. Juli. (Eig. Drahtbericht.)
Die am Wiontagmorgen von gewiſſen engliſchen und franzö-

ſiſchen Blättern verbreitete Nachricht, wonach man bei den maß-
gebenden Stellen in London und Paris die Verlegung der Lon-
doner Konferenz nach Brüſſel ins Auge faſſe, beruht, wie wir

erfahren, auf ten denziöſer Erfindung. Der
unſch, eine Verſtändigung zwiſchen England und Frankreich zuſabotieren, dürfte der Vater des Gedankens ſein. Der in Paris

mit Rückſicht auf den Zwiſchenfall der letzten Tage erwogene Ge-
danke der Hinausſchiebung des Zuſammentritts der Kon
ferenz um ein bis zwei Wochen dürfte unter der ſehr wahrſchein-
lichen Vorausſetzung, daß die perſönliche Ausſprache zwiſchen
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Herriot und Mac Donald zu einer reſtloſen Verſtändigung führtk,
hinfällig werden.

London, 8. Juli. (Eig. Drabtbericht.)
Mac Donald teilte am Montagabend dem Unterhauſe mit,

daß er alles getan habe und alles tun werde, um den „politiſchen
Urhebern der Mißverſtändniſſe“ die Möglichkeit zu nehmen, das
engliſch-franzöſiſche Einverſtändnis zu Fall zu bringen. Er reiſe
deshalb am Dienstag nach Paris, um mit Herriot perſönlich
Rückſprache zu nehmen. Sobald er zurückkomme, werde er dem
Hauſe über den Stand der Dinge Erklärungen abgeben. Die
große Majorität des Hauſes nahm dieſen Entſchluß ſympathiſch
auf und ſprach die Hoffnung aus, daß der Beſuch Mac Donalds
in Paris die Lage vollkommen klären und ſo herſtellen werde, wie
ſie zum Zeitpunkt der Konferenz von Chequers war.

Die britiſche Preſſe ſtimmt ausnahmslos der Reiſe Mac Donalds
zu. Jn offiziellen Kreiſen Londons hält man daran feſt, daß die
interalliierte Konferenz am 16. Jnli ſtattfindet. Mac Donalds
Beſuch werde Herriots Stellung gegen die Angriffe der Oppoſition,
die von Poincare dirigiert wird, erheblich ſtärken.

Mac Donalds Rechtfertigung im
engliſchen Unterdaus.

Wer ſo entſcheiden, ob Deutſchland Verſtöße begehe

London, 8. Juli. (WTB.)
Jm Unterhaus erklärte MacDonald, die Angriffe gegen

die britiſche Regierung ſeien ungerechtfertigt. Die Regie
rung habe ſich im Augenblick nicht mit dem Verſailler Vertrag,
ſondern mit dem Sachverſtändigengutachten zu befaſſen, das
Deutſchland einige Verpflichtungen auferlege, die außerhalb des
Verſailler Vertrags ſtünden. Er hoffe, daß die Alliierten, durch
ein Abkommen aneinander gebunden, zueinanderſtünden und
Deutſchland im Falle vorſätzlicher Verfehlungen verantwortlich
machten. Aber wer wolle entſcheiden, ob Deutſchland Verſtöße
begehe? Das Uebereinkommen würde wohl eine Fortſetzung, aber
keine Erſetzung des Verſailler Vertrags ſein. Die Konferenz müſſe
vor allem in Erwägung ziehen, wie der Dawes-Bericht in Wirkſam
keit zu ſetzen ſei. Hierzu brauchen wir die deutſche Unter-
ſchrift, die, da man verſuchen wolle, mehr als lediglich eine
legale Urkunde zu erlangen, durch moraliſche Verpflich-
tungen aufzuerlegen ſei und nicht durch Zwang. Daher
ſei der Wunſch geäußert worden, mit einer deutſchen Delegation
zu verhandeln.

An den Premierminiſter wurde die Anfrage gerichtet, ob irgend
eine Ankündigung ſeitens der deutſchen Regierung eingegangen ſei,
daß ſie beabſichtige, bei etwaigen weiteren Verhandlungen, die mit
den Alliierten ſtattfinden würden, die Frage der Verantwort-
lichkeit Deutſchlands für den Krieg von neuem auf-
zuwerfen, und ob er mitteilen wolle, ob die alliierten Regierungen
zu irgendeiner Vereinbarung über die Frage gekommen ſeien, ob
dies Thema in Verbindung mit der Erörterung der Reparations-
frage und anderen Dingen wieder berührt werden dürfke. Mac
Donald erwiderte, die Antwort auf den erſten Teil der Frage lauteverneinend, der zweite Teil der Frage erledige ſich dadurch

von ſelbſt.
Am Schluß ſeiner Rede teilte Mac Donald mit, die britiſche Re

gierung habe Jntereſſe, einen Tag im Auguſt oder September
anzuſetzen, bis zu dem alle Vorbereitungen zu dem Dawes-Bericht
getroffen, die deutſchen Geſetze angenommen werden uſw. Dann
ſollte an dieſem Tage die geſamte Maſchinerie in Tätigkeit geſetzt
werden, die etwaigen Veränderungen milßten beginnen und der
Dawes- Bericht würde von dieſem Tage an in Wirkſamkeit ſein.
Mac Donald verſicherte aber, daß dies alles keineswegs feſtgeſetzt
worden ſei, ſondern nur von der franzöſiſchen und der britiſchen
Seite erwogen wurde.

Deutſchlands Teſinahme.
Hoeſch be Herrio:

London, 8. Juli. (Eig. Drabtbericht.)
Bei der Ankündigung ſeiner Pariſer Reiſe, die Mac Donald

zur allgemeinen Ueberraſchung am Montagabend im Unterhaus
abgab, führte er u. a. noch aus, er müſſe mit allen ſeinen Kräften
verhindern, daß Unheilſtifter diesſeits und jenſeits des Kanals
die Ausſichten für eine Einigung mit Frankreich zerſtörten. Er
hoffe auf die Anweſenkeit folgender Staaten bei der Konferenz:
England, Frankreich, Jtalien, Japan, Belgien,
Jugoſlawien, Griechenland, Portugal und Ru-
mänien; die letzteren Staaten wegen ihrer Anteile an den
ſogenannten Spa-Prozentſätzen.

Was die Teilnahme Deutſchlands an der Londoner
Konferenz betrifft, meldet Reuter, daß eine Einladung an
Deutſchland ergehen wird, ſobald die Alliierten unter ſich ihre
Entſcheidung über den Sachverſtändigenplan getroffen haben.

Paris, 8. Juli. (WTVB.)
Der deutſche Botſchafter v. Hoeſch hatte geſtern nachmittag

eine Unterredung mit dem Miniſterpräſidenten Herriot über
die Stellungnahme der deutſchen Regierung zum Sachverſtän-
digengutachten.
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Mac Jonald in Paris.
London, s. Juli (WCB.) Der engliſche Premierminiſter wird beute nachmittag z Uhr zur Beilegung

der franzöſiſch- engliſchen Differenzen in Paris eintreffen.

hinein in den Völkerbund
Von Hermann Müller (Franken).

Als ich im vorigen Sommer für den Eintritt Deutſchlands n
den Völkerbund noch vor deſſen Septembertagung 1923 ſchrieb
(„Vorwärts“ vom 19. Juli 1923), war Herr v. Roſenberg
deutſcher Außenminiſter. Seiner Einſtellung zum Völkerbund nach
war Herr v. Roſenberg nicht böſe, daß niemand die Barrieren be
ſeitigte, die Deutſchland den Weg zum Völkerbunde ſperrten. Zwar
hatte damals der erſte engliſche Miniſter Baldwin den Lord Robert
Cecil als Völkerbundſpezialiſten in das engliſche Kabinett auf-
genommen. Das bedeutete aber keineswegs eine Ermunterung
Deutſchlands, ſeine Zulaſſung zu beantragen. Der britiſche Außen-
miniſter Lord Curzon wußte eben, daß der damalige franzöſiſche
Miniſterpräſident Poincare, pochend auf den kommenden „Sieg“
an der Ruhr, Obſtruktion gegen Deutſchlands Aufnahme treiben
würde.

Seitdem haben wir in Europa eine vielfach veränderte Sikuation.
Poincaré iſt endlich geſtürzt. Sein Nachfolger Herriot will das
engliſch- franzöſiſche Einvernehmen völlig wiederherſtellen und ſo
Europa befrieden. In England iſt die Arbeiterpartei am Ruder.
Mgc Donald hat vor kurzem im engliſchen Unterhauſe auf eine An
frage des Abgeordneten Tirell ſchriftlich erklärt:

„Die Regierung iſt einer Zulaſſung Deutſchlands zum Völker-
bunde zum früheſt. möglichen Termin ſicherlich günſtig geſinnt
zu würde Deutſchlands Antrag auf Zulaſſung willkommen
jeißen.

Von der franzöſiſchen Regierung ſind heute keine grundſätz-
lichen Schwierigkeiten zu erwarten. Allerdings will man in fran-
zöſiſchen Regierungskreiſen, daß die Löſung der Reparationsfrage
vorher erfolgt und Frankreich vorher in der Sicherheitsfrage
Garantien gegen künftige deutſche Angriffe erhält.

Ob auf Grundlage des Dawes-Gutachtens bis 1. September einer
Befriedung Europas der Weg geebnet werden kann, muß ſich in
den nächſten Wochen erweiſen. Gelingt dieſes Werk überhaupt, ſo
muß es in wenigen Wochen gelingen. Was Frankreich'in der
Sicherheitsfrage wir nehmen als ſelbſtverſtändlich an, daß dabei
nichts über den Verſailler Vertrag Hinausgehende in Frage kommt

durchſetzen wird, hängt weſentlich von England ab. Lloyd
George und Curzon, Briand und Poincaré haben in den letzten
Jahren dafür einen gemeinſamen Nenner nicht gefunden. Der
gute Wille zu einer Entente cordiale, der Mac Donald und Herriot
beſeelt, wird eine Einigung leichter ermöglichen. Die maul-
aufreißenden, nationaliſtiſchen deutſchen Kraftmeier liefern dazu,
was an bewegender Kraft etwa noch fehlt. Aber eines dürfte ſchon
heute ſicher ſein: Jn das Syſtem der Garantien für die franzöſiſche
Sicherheit werden Völkerbundsinſtanzen eingeſchaltet werden,
ebenſo wie auf Grund des Verſailler Vertrags hoffentlich bald die
Kontrolle der deutſchen Abrüſtung auf den Völkerbund übergehen
wird.

Spricht das nicht alles zwingend für einen ſchleunigen Eintritt
Deutſchlands in den Völkerbund? Die ſozialdemokratiſche Reichs
tagsfraktion war dieſer Auffaſſung, als ſie der Reichsregierung
die förmliche Große Anfrage vorlegte, ob die deutſche Regierung
gewillt ſei, noch vor der diesjährigen Septembertagung des Völker-
bundes einen Antrag auf Zulaſſung zu ſtellen. Beim Zuſammen-
tritt des Reichstags iſt die Antwort der Reichsregierung fällig.
Wer will, daß es demnächſt in London zu Abmachungen kommt,
die uns endlich aus der Kriegsſphäre herausführen, wird von der
Reichsregierung nur eine bejahende Antwort erwarten dürfen.

Welche Einwände könnten von deutſcher Seite überhaupt noch
gegen den Eintritt zum Völkerbund erhoben werden Jn Deutſch
land wird unter Berufung auf die bisherige Haltung des Völker-
bundes in Fragen deutſcher Intereſſen von vielen Seiten befürchtet,
daß Deutſchland auch nach ſeinem Eintritt im Völkerbund nicht
als gleichberechtigt behandelt werden würde. Um die Probe auf
das Erempel zu machen, wird deshalb verlangt, daß Deutſchland
vor ſeinem Eintritt ein ſtändiger Sitz im Rate zugebilligt werden
müßte. Das Stellen von Bedingungen vor Aufnahme in
den Völkerbund war bisher ebenſowenig üblich, als Einladungen
zum Eintritt durch den Völkerbund ſelbſt. Wie aber müßte ſich
zu dieſem Wunſche der deutſchen Regierung der Völkerbund ſelbſt
ſtellen. Dem Völkerbund muß daran liegen, daß er univerſal
wird. Das iſt die Vorausſetzung einer ſtärkeren Autorität in allen
Friedensfragen. Der Völkerbund hat ſelbſt das größte Jntereſſe
daran, daß für Deutſchland und Rußland ſtändige Sitze geſchaffen
werden. Der Verſuch, Deutſchland auf einen nichtſtändigen Sitz
zu verweiſen, würde der Jdee des Völkerbundes ſchaden. Wer in
Deutſchlands Aufnahme in den Völkerbund eines der Mittel zur
Erhaltung eines dauerhaften Weltfriedens ſieht, muß wünſchen,
daß Deutſchlands Zulaſſungsgeſuch mit einer großen Geſte beank
wortet wird. Wer das Kriegsbeil zum Nutzen aller Völker wirklich
begraben will, darf nicht von neuem Mißtrauen ſäen. Die Ver
weiſung Deutſchlands auf einen nichtſtändigen Sitz würde aber



in weiten deutſchen Kreiſen ſo gewertet werden.
Was ich hier über Deutſchland ſage, gilt ebenſo für Rußland.

Rußland dürfte, wenn es aufgenommen werden will, übermorgen
nicht ſchlechter, aber auch nicht beſſer behandelt werden als morgen
Deutſchland. Nur ſo wird wahre Gleichberechtigung durchgeführt
und die Grundlage für gemeinſame dauernde Arbeit geliefert.
Selbſtverſtändlich darf der Eintritt Deutſchlands deutſcherſeits
nicht mit dem Eintritt Rußlands in Zuſammenbang gebracht
werden. Ob Rußland eintreten will, hat die aufſiſche Regierung
zu entſcheiden, die wiſſen muß, ob ſie den Eintritt Rußlands
für zweckmäßig hält. Für die deutſche Regierung muß nur das
deutſche Intereſſe maßgebend ſein. Sie kann den gleichzeitigen
Eintritt Rußlands für wünſchenswert halten, was darüber
rinausgeht, iſt aber vom Uebel.

Eine andere Befürchtung, die in Deutſchland oft laut wird, iſt,
daß Deutſchland vor der Aufnahme gezwungen werden önnte,
vwch einmal den Verſailler Vertrag anzuerkennen. Wer
ſoll daran ein Jntereſſe haben? Der Verſailler Vertrag iſt mit
daran ſchulb, daß Europa ſeit 1919 nicht zur Ruhe kam. An
ihm haben auch die Franzoſen und die Bergier noch keine reine
Freude erlebt. Was ſollte für Europa durch erneute Anerkennung
deſſer werden? Es genügt wahrlich, daß dieſer Vertrag einmal
unterſchrieben wurde, weil anders die deutſche Einheit nicht zu
retten, neue Ueberziehung deutſcher Gaue mit Krieg nicht zu ver
hindern und die baldige Rückkehr der Gefangenen nicht zu er-
zielen war.

Die deutſchen Kreiſe, die das Verlangen nach einer zweiten
unterſchriftlichen Anerkennung des Vertrages für möglich halten,
denken dabei vor allem an die ſogenannte Schuldlüge und an die
Prritorialen Beſtimmungen des Verſailler Diktats. Ueber die
Schuldfrage zu urteilen iſt der Völkerbund ungeeignet, denn die
Völkerbundsdelegierten handeln nach Jnſtruktion ihrer Regie
rungen. Die Lüge von der deutſchen Alleinſchuld wurde
einerzeit aus politiſchen Gründen in die Welt geſetzt.hege Lloyd George brauchte einen moraliſchen Mantel

für die unerhört harten Diktatbeſtimmungen des Verſailler Ver-
trages. Dazu war das erpreßte Schuldbekenntnis gerade gut
genug. Praktiſch hat dieſe Lüge auf den Jnhalt des Vertrags
keinen Einfluß gehabt. Die harten Bedingungen, die 1919 dem
deutſchen Volke aufgezwungen wurden, waren die Folge der
ſchweren militäriſchen Niederlage Deutſchlands, das ſeit dem Zu-
ſammenbruch der Saloniki-Front und dem Abfall Bulgariens, der
Türkei und Oeſterreichs vom Vierbund ſeinen Kriegsgegnern auf
Gnade und Ungnade ausgeliefert war. Wenn einmal ein neu-
zrales, mit größter wiſſenſchaftlicher Genauigkeit arbeitendes
Kollegium eingeſetzt wird wir koffen, daß das bald geſchieht,
damit den Haßpredigern, die in Deutſchland den Kampf gegen
die Schuldlüge führen, das Handwerk gelegt werden kann ſo
würde ein ſolches unparteiiſches Gericht ſicher zu dem Urteil
kommen, daß Deutſchland keineswegs die Alleinſchuld am Aus-
euch des Weltkrieges trägt, daß aber ebenſo ſicher die Politik
des kaiſerlichen Deutſchland von 1914 und von vor 1914 wegen
ihrer Taten und ihrer Unterlaffungen mitſchuldig iſt an dem
Ausbruch der größten Kataſtrophe der Weltgeſchichte. Möchte ein
ſolches Urteil für Deutſchland ſo günſtig ausfallen als denkbar,
ſo würde dadurch nichts daran geändert, daß das deutſche Volk
nach ſeiner Leiſtungsfähigkeit zahlen müßte für die Kriegsſchäden
der Alliierten, weil es den Krieg verloren hat.

Was aber die territorialen Beſtimmungen des Verſailler
Vertrages anlangt, ſo ſind ſie zunächſt macht politiſch durch
eine Reihe von Sonderbündniſſen verankert, die zwiſchen der
Kleinen Entente und Frankreich abgeſchloſſen wurden.
Insbeſondere gilt das für Polen, mit dem Frankreich ein
zeitlich unbegrenztes Bündnis abgeſchloſſen hat, weil es weniger
einen Angriff gegen die Vogeſen, als einen ſolchen auf ſeinen
Vaſallen an der Weichſel fürchtet. Das amtliche franzöſiſche
Gelbbuch über die Verhandlungen betreffend die Sicherheitsbürg-
ſchaften gegen einen deutſchen Angriff bringt dafür Beweiſe in
Hülle und Fülle. Der franzöſiſche Botſchafter in London, de Saint
Aulaire, berichtet z. B. am 14. Dezember 1921 an Briand, wie
er in einer Ausſprache über den angeſtrebten engliſchfranzöſiſchen
Garantiepakt dem Lord Curzon u. a. ſagte:

„Ohne Zweifel würde Frankreich das (einen Angriff Deutſch
lands auf Polen als ſchwächſten Gegner) nicht dulden und die
Waffen ergreifen, um Polen und das europäiſche Gleich-
gewncht am Rhein zu verteidigen.“

Und in der Jnſtruktion des frangöſiſchen Außenminiſters
Poincaré vom 28. Januar 1922, an denſelben Botſchafter in Lon
don heißt es:

Deutſchland wird darauf ausgehen, Gründe zum Kriege
gegen uns zu finden, indem es ſich den Anſchein gibt, ſich zu

verteidigen. Das würde z. B. eintreten, wenn es Polen an-
griffe, da es wohl weiß, daß wir nicht einen Augenblick die Ver-

minderung der Bürgſchaft dulden würden, die die Wiederauf-
richtung dieſes Staates für unſere Sicherheit bedeutet.“

w

Der Verſuch, die territorialen Beſtimmungen des Verſailler
Vertrages mit militäriſchen Mitteln zu ändern, würde direkt zu
einem neuen Weltkrieg führen, den Deutſchland noch ſicherer ver
lieren würde als den vorigen. Wer in vielen territorialen Be
ſtimmungen der Verträge von Verſailles, Saint Germain und
Neuilly ſchweres Unrecht ſieht und zur Durchführung eines wirk
lichen S ſtimmungsrechts der Völker Hilfe gegen ein ſolch
Unrecht heiſcht, muß Völkerbundspolitik treiben. Nur
über den Weg des Völkerbundes werden territoriale Aenderungen
in den Diktatverträgen des Jahres 1919 zu erzielen ſein, ſobald
die Völker allenthalben von Völkerbundgeſinnung erfüllt ſein wer
den. Bis dahin iſt noch ein ſehr weiter Weg. Dieſer Weg kann
abgekürzt werden, wenn Dentſchland in den Völkerbund auf-
genommen ſein wird. So ſprechen jetzt alle Erwägungen gegen
den weiteren Bohkott des Völkerbundes durch die deutſche Reichs
regierung.

Wo bleibt der Staatsanwalt
Der von der franzöſiſchen Beſatzungsbehörde des Ruhrgebietes

in Düſſeldorf herausgegebene „Nachrichtendienſt“ nimmt in ſeiner
letzten Nummer Stellung zu einem Gerichtsurteil, das „Der
Stahlhelm“, das Organ des rechtsradikalen „Bundes der Front-
ſoldaten“, Anfang Juni veröffentlicht hatte. Aus dieſem Urteil,
das „Der Stahlhelm“ aller Welt zugänglich machen zu müſſen
glaubte, konnte jeder entnehmen, daß zwiſchen der Reichswehr und
dem „Jungdeutſchen Orden“ enge Beziehungen beſtehen bzw. be
ſtanden haben. Davon nimmt der franzöſiſche Preſſedienſt denn
auch mit großem Schmungeln Kenntnis:

„Man muß dem deutſchen Amtsgericht Dank wiſſen, daß es
durch ſein Urteil beſtätigt hat: 1. die Tatſache, im Oktober
1928 an Mitglieder des Jungdeutſchen Ordens Geſtellungs-
befehle verſchickt wurden; 2. daß die Geſtellungsbefehle nicht
von der Reichswehr, ſondern von der ſchwarzen Reichs-
wehr ausgegangen ſind, und 3. daß die Reichswehr die von
der ſchwarzen Reichswehr mobiliſierten jungen Leute in ihre
eigenen Formationen eingereiht hat, obwohl nach
den Beſtimmungen des Verſailler Vertrags nur ſolche Leute in
die Reichswehr aufgenommen werden dürfen, die ſich auf die
Dauer von zwölf Jahren verpflichten. Damit wird zugleich be
ſtätigt, was in der franzöſiſchen Preſſe in den letzten Tagen über
militäriſche Vorbereitungen Deutſchlands geſchrieben wurde und
was von der deutſchen Preſſe als „Hetz- und Lügenpropoganda“
bezeichnet wurde.“

Wir ſelbſt ſind jetzt nur darauf geſpannt, wo und wann ſich
der Staatsanwalt findet, der nun auch in dieſem Falle das
in letzter Zeit ſo beliebt gewordene Verfahren wegen Landes-
verrats einleitet. Denn hier handelt es ſich um eine Ver-
öffentlichung, die wirklich alle Merkmale jenes konſtruierten mili-
täriſchen Landesverrates trägt, wie wir ihn in den Anklagen gegen
Iinksſtehende Preſſeorgane in jüngſter Zeit erlebt haben. Oder
ſollten doch nur linksſtehende Journaliſten des Landes-
verrats fähig ſein?

Keine Caktloſigkeit.

4 London, 8. Juli. (WTB.)
Aus der geſtrigen Unterhausrede Mac Donalds iſt noch hervor

zuheben: Mac Donald erklärte bezüglich der Konferenz von
Thequers: Wir nehmen das Protokoll der Unterredung, das von
den Ueberſetzern abgefaßt worden war, als richtig an. Jn dem
Schreiben, r Zuſammentritt der Konferenz mitteilte, war
kein einziger Punkt enthalten, der nicht in Unterredung ein
geſchaltet war und worüber die Vertreter der franzöſiſchen Regie
rung nicht wohlunterrichtet wurden. Mae Donald teilte dann mit,
wie die als taktlos bezeichnete Einladung zur Londoner Konferenz
von Belgien, Jtalien und Japan aufgefaßt worden ſei. Der bel-
giſſche Miniſter des Außern habe dem franzöſiſchen Botſchafter
erklärt, er könne nicht verſtehen, weswegen Schwierigkeiten ent-
ſtanden ſeien. Muſſolini habe ihm (Mac Donald) wie dem
italieniſchen Botſchafter angeboten, in jeder möglichen Weiſe bei-
zuſtehen, um x daß es ein vollkommenes, regelrechtes und
annehmbares Schriftſtück ſei, ſoweit er in Betracht komme. Der
japaniſche Botſchafter habe den Gedanken zurückgewieſen,
daß das Schreiben irgend etwas enthalte, was mißverſtanden
werden könne.

Die amerikaniſche Delegation.
Waſhington, 8. Juli. (Eig. Drahtbericht.)

Die amerikaniſche Regierung. hat nunmehr die De
legation zur Londoner Konferenz feſtgeſtellt. Eine
Anzahl von Juriſten, an der Svitze der Staatsſekretär Hughes,
werden demnächſt nach London abreiſen.

Japaniſche „Abrüſtung“. Aus Tokio wird gemeldet: Der
Marineminiſter erklärte im Parlament, die Weltlage erfordere
weitere Vermehrung der Marineluftſtreitkräfte Japans.

Deutſche Rechts, pllege“.

Aue Mitdürger werden höflichſt erſucht, ſich auf Vollſtrecrarg
vorruderenten.des Todesnetelts

Kürzlich wäre beinahe der Mit und Nachwelt ein Ereignis
verlorengegangen, daß nicht nur wichtig, ſondern für unſere Zeit
geradezu kennzeichnend iſt. Einem Fleiſchergeſellen aus Breslau
namens Guſtav Aſt paſſierte die Geſchichte. Und ſie trug ſich ſo
zu: Beſagter Guſtav Aſt erhielt im Dezember 1028 vom Schöffen
gericht in Bremerhaven ein Urteil zugeſtellt, er ſei auf Grund
zweier Zeugenausſagen und ſeines eigenen Geſtändniſſes wegen
Diebſtahls zu 6 Wöchen Gefängnis verurteilt. Aſt hielt die Sache
für einen Aprilſcherz. Er wurde erſt eines Beſſeren belehrt, als er
die Aufforderung zum Strafantritt erhielt. Jetzt hielt er die Zeit
für gekommen, vom Gericht Aufklärung zu verlangen. Sie w
ihm zuteil. Darauf ſchickt er an das Schöffengericht in Bremer-
haven eine behördlich beglaubigte Photographie, und nun ſtellt
ſich heraus, daß der eigentliche Dieb ein anderer iſt, der dem Aſt
früher einmal ſeine Ausweispapiere geſtohlen hatte und ſich auf
den geſtohlenen Namen verurteilen ließ. Nachdem die Feſtſtellung
erfolgt war, war die Angelegenheit keineswegs erledigt, im Gegen-
teil, jetzt ſetzte das Drama erſt ein.

Wer die preußiſche Rechtspflege kennt, wundert ſich nicht darüber,
daß Aſt eines ſchönen Tages am frühen Morgen in ſeiner Wohnung
verhaftet und ins Breslauer Gefängnis eingeliefert wurde. Da
das Gericht in Bremerhaven verhältnismäßig ſchnell arbeitete, gab
es bereits nach elf Tagen Strafhaft ſeine Einwilligung, daß Aſt
vorläufig freigelaſſen wurde. Etwas ſpäter erhielt Guſtav Aſt
vom Gericht eine Benachrichtigung, die wörtlich ſo lautet:

Nach den angeſtellten Ermittelungen hat ſich ergeben, daß
Sie nicht der Täter ſind. Der Strafbefehl iſt aber recht s
kräftig, da das erſte Schreiben erſt nach Abrauf der Ein
ſpruchsfriſt hier eingegangen iſt. Eine Wiedereinſetzung in den
vorigen Stand oder xine Wiederaufnahme des Verfahrens iſt
nicht möglich. Es bleibt lediglich der Gnadenweg. Es wird
Jhnen daher anheimgegeben, umgehend an den Senat in Bremen
durch das Amtsgericht in Bremerhaven ein Gnadengeſuch um
Aufhebung der Strafe und Löſchung derſelben im Strafregiſter
zu richten. Dieſes Geſuch wird von hier befürwortet.

Falls ein Gnadengeſuch nicht eingereicht wird, muß die Strafe
beſtehen bleiben.

Wir wiſſen nicht, ob ſich Aſt um die Gnade bewarb. Jeden-
falls wollen wir als vorſichtige Leute uns alle darauf einrichten,
daß wir eines ſchönen Tages die Aufforderung zugeſtellt bekommen,
vor dem Scharfrichter zu erſcheinen, damit uns dieſer einen Kopf
kürzer machen kann. Dazu iſt, wie das Beiſpiel zeigt, keineswegs
erforderlich, daß wir irgend etwas verbrochen haben. Ob wir oder
andere das Verbrechen begangen haben, das iſt nebenſächlich.
Mit ſolchen Kleinigkeiten hält ſich die preußiſche Rechtspflege nicht
auf. Eine Beruhigung bei der etwas unheimlichen Vorſtellung
bleibt uns ja immer; evtl. verweiſt man uns auch auf den Gnaden
weg.

Cut uigts, ger Jude wird verbrannt.
Herwann u 1000 Mark Geldſtrafe verurteilt.

Weimar, 8. Juli. (Eig. Drahtbericht.)
Nach vierſtündiger Beratung verkündete das Schöffengericht im

Prozeß gegen den früheren thüringiſchen Jnnenminiſter Genoſſen
Hermann und die Mitangeklagten folgendes Urteil

Regierungsaſſeſſor Kunze wird wegen falſcher Beurkundung,
Beſeitigung von amtlichen Schriftſtücken und Urkundenfälſchung
zu einer Geſamtſtrafe von 1 Jahr 6 Monaten Gefängnis
verurteilt; die erlittene Unterſuchungshaft von 6 Monaten wird
voll angerechnet. Miniſter Hermann wird wegen falſcher Be
urkundung zu 1000 Mark Geldſtrafe verurteilt, im Nicht
beitreibungsfalle zu einem Monat Gefängnis. Kreisdirektor
Rennert (Meiningen) wird zu einer Geldſtrafe von 1200
Goldmark bzw. 124 Monat Gefängnis, Hörſchelmann
(Eiſenach) zu 1000 Mark Geldſtrafe bzw. 1 Monat Gefängnis,
Faulian (Roda) zu 500 Goldmark bzw. 1 Monat Gefängnis
verurteilt. Koch (Gotha) wird freigſprochen.

Jn der Begründung des Urteils ging das Gericht von der
Tatſache aus, daß jeder öffentliche Beamte zur Beurkundung be
rechtigt ſei. Kunze ſei nicht als Mittäter, ſondern als Gehilfe
anzuſehen. Die Daten in den Urkunden ſeien objektiv nicht
richtig. Wenn tatſächlich am 24. September 19283 der Miniſter
die Anſtellung von Beamten angeordnet habe, woran nicht zu
ruft ſei, trete doch die Rechtskraft der Anſtellung mit dem

age ihrer Ausſtellung in Kraft. Kunze war die rechte Hand
des Miniſters und beide mußten ſich ohne weiteres darüber klar
ſein, daß ſie das Datum des 24. September hätten nehmen müſſen.
Das Gericht halte es für unzweifelhaft, daß der Miniſter, die
falſchen Daten nicht geſehen habe. Es nimmt an, daß die Daten
der fraglichen Urkunden eine rechtlich erhebliche Tatſache dar
ſtellen. Das Gericht ſtellt ausdrücklich das Vorhandenſein un
lauterer Motive als nicht pyrliggend feſt und iſt der Ueberzeugung,
daß die Angeklagten für ſich vder andere keine Vermögensvorteile
verſchaffen wollten. Das Gericht folgt nicht dem Antrage des
Staatsanwalts auf Erkennung von Gefängnisſtrafen, ſondern
ſetzt, weil unedle Motive nicht zu erkennen ſind, für Hermann

Nathan der Weiſe.
Ein dramatiſches Gedicht in fünf Aufzügen

von Gotthold Ephraim Leſſing.
Jm Stadttheater trat „Nathan der Weiſe“ geſtern abend als

Prediger in der Wüſte auf. Die dankbarſten Objekte ſeiner Philo-
ſophie glänzten durch Abweſenheit. Sie halten Kriemhildens
Rache wahrſcheinlich für zeitgemäßer als die Lehren des Weiſen
von Jeruſalem. Der Theaterraum war im Höchſtfalle mit 60 bis
80 zahlenden Beſuchern „gefüllkt“. Eine gähnende Leere, für die
allerdings wohl kaum der Fanatismus irgendeiner Weltanſchau-
ung, ſondern die fabelhafte Spekulation der Theaterleitung ver-
antworlich iſt, die in den Hunistagen einem badenden bzw. in
Schweiß gebadeten Publikum zumutet, das ausgedörrte Gehirn
mit Philoſophie zu belaſten.

Es muß anerkannt werden, daß die Darſteller ſich um die Ab
weſenheit eines kunſtliebenden Publikums ſehr wenig kümmerten
und ihr Beſtes hergaben. Der Nathan Alfred Durras war
gütig, vornehan und klug, die Recha Luiſe Seſſings anmutig,
gewinnend. Hermine Ziegler ſtattete die Daja mit den Vor-
zügen ihrer ſcharf realiſierenden Darſtellung aus. Der Tempel-
herr Fritz Henſels, der Derwiſch Alfred Hallers und der
Kloſterbruder Albert Walters wurden in ihrer Art akkurat ge-
zeichnet. Eine ſehr einprägſame Leiſtung bot Goswin Hoff-
mann als Patriarch. Paula Thetter-Lange gab der Sitta
die wohltuenden Züge der Güte. Nur Kurt Weiße brachte im
Rahmen dieſes Enſembles und in ſeiner Rolle als Saladin nicht

das erforderliche Format auf, obwohl an den Einzelheiten ſeiner
Darſtellung wenig auszuſetzen iſt.

Die kleine Gemeinde klatſchte nach der Deviſe „Verzage nicht,
du Häuflein klein“ Beifall für einige Hundert. x

Generalmuſikdirektor für Halle. Wie wir aus anderen Blättern
orfahren, iſt der Stuttgarter Kapellmeiſter Erich Band alsGeneralmuſikdirektor nach Halle verpflichtet worden. Jhm ſoll nicht
nur die Oper, ſondern das geſamte ſtädtiſche Muſtkleben unter-

ſtehen. Die Stelle des Generalmuſikdirektors iſt für ihn eigens
geſchaffen worden. Vielleicht gewöhnt ſich die Theaterleitung in
Zukunft daran, bei derartigen Neuerungen im Betriebe der ge
ſamten Preſſe eine offizielle Mitteilung zugehen zu laſſen.

Stadttheater, Heute, Dienstag, 726 Uhr: „Cavalleria ruſticana“
und „Bajazzo“. Jn dieſer Vorſtellung werden ſich Olga Georg und
Carſten Oerner vom halliſchen Publikum verabſchieden. Mittwoch:
die beliebte Operette „Katja, die Tänzerin“. Donnerstag (zum
erſtenmal in dieſer Spielzeit) „Peer Gynt“ mit Alfred Durra in
der Titelvolle. Für die Rolle der Anitra wurde Frl. Margarete
Anton vom Stadtheater in Leipzig verpflichtet. Da die bekannte
Künſtlerin Hallenſerin iſt, dürfte die Vorſtellung ganz beſonderem
Jntereſſe begegnen.

Volksbühne. „Die Fledermaus“ (10. Werk) wird für die
Theatergemeinde K am Freitag, dem 11. Juli, gegeben (nicht 9.1).

Das Schickſal von Romanhelden. Ein Pariſer Blatt veröffent-
licht einige höchſt kurioſe Briefe aus der Feder junger Schriftſteller,
die ſich in ihrer Bedrängnis an einen großen franzöſiſchen Arzt,
der ſich im Nebenberuf auch als Schriftſteller einen geachteten
Namen gemacht hat, um Rat gewandt hatten. So ſchreibt einer
der harmloſen Romanſchriftſteller: „Mein Held wünſcht mit einer
leiblichen Baſe ſeiner erſten Frau die Ehe einzugehen. Jſt das
geſetzlich möglich? Und wenn dieſe Ehe in Frankreich durch das
Geſetz verboten iſt: gibt es in Europa oder in Amerika ein Land,
wo ſie geſtattet iſt?“ Ein anderer wendet ſich mehr an den Arzt
als an den Kollegen; denn er will wiſſen, ob die Kleptomanie un
heilbar iſt. „Jch ſchreibe einen Roman,“ führt er aus, „deſſen
Heldin an Kleptomanie leidet. Falls eine Heilung nach dem
heutigen Stande der Wiſſenſchaft ausgeſchloſſen iſt, muß ich mich
wohl oder übel dazu ſie e töten. Wenn Jhre Ant-
wort negativ ausfällt, werde ich deshalb einen Unfall herbeiführen,
bei dem ſie ihren Tod finden wird.“ Man kann ſich denken, daß
der ſchriftſtellernde Arzt wenig Luſt zeigt, allen dieſen Auskunft
ſuchenden Rede und Antwort zu ſtehen; aber einem dieſer läſtigen
Frager hatte er kürzlich die Worte eines altberühmten Roman
ſchriftſtellers, der ans Generationen zu Tränen rührte, wieder
holt. Die Worte lauten: „Falls man nicht writ was man mit
einem ſeiner Helden anfangen ſoll, tut man am beſten, ihn raſch
ins Jenſeits zu befördern.“

Ein neues Serum gegen Cuberkuloſe.

Ein neues Serum, das geeignet ſein ſoll, den Menſchen gegen
die Anſteckung mit Tuberkuloſe immun zu machen, wird von
dem franzöſiſchen Forſcher Prof. Calmette in einer Mitteilung
angekündigt, die er der franzöſiſchen Akademie für Medizin machte
und die großes Aufſehen erregte. Calmette erklärt, er habe die
Frage der Jgmpfung gegen Tuberkuloſe viele Jahre hin
durch ſtudiert. Er verwendete einen beſonderen Bazillus, den er
aus zweihundertdreißig aufeinander folgenden Kulturen aus der
Milz eines Ochſen erzielte, der die Eigenſchaft der Bildung von
Tuberkeln verloren hatte, und er hat durch Jmpfung mit dieſem
Bazillus bei jungen Kälbern eine ſolche Jmmunität erzielt, daß
ſie noch achtzehn Monate nach der Jmpfung der Jmpfung mit
einem ſtarken Bazillus widerſtanden, der ſonſt in acht Wochen den
Tod. hervorruft. Aehnliche erfolgreiche Verſuche wurden an Affen
ausgeführt, die in engſter Gemeinſchaft mit anderen, an ſchwerer
Tuberkuloſe leidenden Affen zuſammenlebten und trotzdem geſund
blieben. Dadurch ermutigt, hat Calmette dieſe Methode bei Kin-
vern tuberkulöſer Etern angewendet, die ihm für dieſe Verſuche
anverkraut wurden. Zweihundertſiebzehn ſolcher Kinder wurden
dreimal mit dem neuen Jmpfſtoff in Zwiſchenräumen von achtzig
Stunden in den erſten Tagen nach der Geburt geimpft. Während
achtzehn Monaten wurde keine ſchlechte Wirkung beobachtet, aber
die Wirkſamkeit der Behandlung als einer Jmmuniſierung gegen
Tuberkuloſeanſteckung kann nicht eher als ſicher angegeben werden,
bevor nicht mehrere Jahre der Beobachtung verſtrichen ſind,
Doch die großen Erfolge bei Kälbern und Affen die Wahrſcheinlichkeit zu, bot das Serum auch bei Kindern wirkſam ſein

wird. Calmette empfiehlt allen Aerzten, die Behandlung bei Neu
geborenen in tuberkulöſen Familien vorzunehmen, und beſonders
in Fällen, wo die Mutter tuberklös iſt; er erklärt aber, daß die
Behandlung nur bei ganz kleinen Kindern wirkſam iſt, die noch
nicht mit Tuberkuloſe angeſteckt ſind.

Elternberuf und Kinderſterblichkeit. Die engliſche Revue „Medi-
cal Magazine“ hat eine umfaſſende Umfrage veranſtaltet zum
Zweck der Feſtſtellung, ob zwiſchen der Berufstätigkeit der Eltern
und der Kinderſterblichkeit ein Zuſammenhang beſteht. Danach
weiſen die Familien der Werftarbeiter größte Kinderſterblichkeit
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Zu dem Urteil bemerkt unſer Korreſpondent:
Alſo obwohl im Verlauf des Prozeſſes ein wandfrei feſt

geſtellt worden iſt, daß alle Anſchuldigungen gegen Hermann
unberechtigt waren und ſeine Handlungsweiſe als Miniſter
durchaus keiner Uebertretung der Amtsbefug-
niſſe gleichkam, macht ſich das Gericht eine rechtliche Auffaſſung
zu eigen, für die ſachliche Anhaltspunkte nicht vorliegen. Der
Perſonalreferent im preußiſchen Jnnenminiſterium Miniſterial
direktor Brand hat im Verlauf der Verhandlungen ausdrücklich
erklärt, daß die Handlungsweiſe des Miniſters Hermann ein
wandfrei war und Vordatierungen von Anſtellungs-
urkunden in allen Miniſterien allgemein üblich ſind. Mit dieſer
Ausſage war die Hetze der Reaktion gegen Hermann in ſich zu
ſammengebrochen und die Anklage des Staatsanwalts
die nur auf Jntrigen aufgebaut war, hätte in dieſem Augenblick
erledigt ſein müſſen, wenn in Weimar Richter geſprochen hätten,
die in den Angeklagten nicht gleichzeitig ihre politiſchen
Gegner ſahen. Das Gericht hat entgegengeſetzt gehandelt, und
wenn es auch dem Strafantrag des Staatsanwalts, der darauf
bedacht war, einer bürgerlichen Klique in Thüringen Rechnung
zu tragen, nicht entſprochen hat, ſo bleibt das Urteil doch ein

ehemaligen ſozialdemkratiſchen
Jnnenminiſter. Denn wäre der Wille vorhanden geweſen, der
Gerechtigkeit tatſächlich zum Recht zu verhelfen, dann hätte
Hermann freigeſprochen werden müſſen. Es iſt nicht ge-
ſchehen und ſo wuxde der Juſtiz erneut Schande angetan.
Aber ſelbſt das Gericht, das einen Urteilsſpruch gegen ſeine innere
Ueberzeugung fällte, mußte dem thüringiſchen Jnnenminiſter in
direkt beſtätigen, daß er ein Mann von ehrlichem Charakter
iſt. Wenn dieſer Mann trotz der Sachlage zu 1000 Mk. Geldſtrafe
verurteilt wurde, dann das Gericht in erſter Linie ein
moraliſches Werturteil über ſich ſelbſt gefällt.

hitler ſchreibt ein Buch.

München, 8. Juli. (Eig. Drahtbericht.)
Adolf Hitler iſt offiziell von der Führung der Nationgl-

ſozialiſtiſchen Bewegung zurückgetreten und hat ſämtliche
von ihm n perſönlichen Vollmachten zurückgezogen. Er

Anhänger gleichzeitig, von weiteren Beſuchen in
Landsberg künftig Abſtand zu nehmen, da er ſich für die Dauer

Feſtungshaft jeder politiſchen Tätigkeit enthalten
werde. Dazu teilt der „Völkiſche Kurier“ mit, der Grund für
dieſen Entſchluß liege in der Unmöglichkeit für Hitler, infolge
ſeiner Arbeitsüberlaſtung irgendeine praktiſche Verantwortung in
der Politik weiter zu übernehmen; Hitler ſchreibe zurzeit an
einem umfangreichen Buch. (1) Als Nachfolger Hitlers
wird der r s Straſſer genannt, den Luden-dorff bereits für die Dauer ſeiner Strafhaft in die Reichsführer-
ſchaft der Nationalſozialiſtiſchen Freiheitspartei berufen hat.

Ein ſchwerer Verdacht.

Saarbrücken, 8. Juli. (Eig. Drahtbericht.)
Der kommuniſtiſche Landesratsabgeordnete und Fraktionsvor-

ſitzende Reiwhardt iſt mit drei anderen Kommuniſten unter
dem Verdacht verhaftet worden, den Bergarbeiter Wilhelm Nau-
mann aus Saarbrücken in der Nacht zum 29. Juni mit einem
Knüppel erſchlagen zu haben. Naumann war ehemals
Mitglied der Kommuniſtiſchen Partei, der er erſt vor wenigen
Wochen den Rücken gekehrt hat.

Saarbrücken, 8. Juli. (Eig. Drahtbericht.),
Die Regierungskommiſſion hat dem Landesrat eine Verordnung

vorgelegt, in der ſie ihr Verbot, Streikpoſten zu ſtellen, auf
hebt. Bekanntlich wurde anläßlich des arbeiterſtreiks zu Be
ginn des vorigen Jahres das Streikpoſtenſtehen von der Regie
z mmiſſion verboten. Dieſe Verordnung war bis jetzt in
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Ein Freihaken in Cübeck.

Lübeck, 7. Juli. (WTVB.)
Nachdem die hieſige Handelskammer und die Senatskommiſſion

die Frage der Errichtung eines Freihafens von Lübeck ge
prüft haben, iſt jetzt nach längerer Verhandlung mit dem Reichs
ftnangminiſterium und in Anknüpfung an ein der Stadt Lübeck
im Jahre 1818 gewährtes Recht die Schaffung eines Freihafens
grundſätzlich zu geſtanden worden.

liüblichen Orte Intereſſe auch außerhalb der ſonſt ſ

òLaudwirtſchaftsminiſterKonſerenz.
Die Frage der Rrealtvertellung.

Kurz nach dem 15. Juli findet in Berlin eine Konferenz der
Landwirtſchaftsminiſter ſtatt. Auf derneben allgemeinen land wirtſchaftlichen
erörtert werden oder vor der Ernte von

Tagesordnung

a die hdie Frage der Kreditvertailung. Der baheriſche Siſter
pi ent hat ſich bekanntlich beim Reichs
ie Verteilung beſchwert und einen be

Ob ein ſo

r

Sahern heaſpeugt. Mſiarbenteert etayern r r iarden extrau Bayern gegeben werden kann, liegt, wie der „Sog. Parlamente

dienſt“ aus dem Reit ngsminiſterium erfährt, lediglich
im Ermeſſen der Reichsbank. Die Konferenz ſoll keine Neu
reglung der Kreditverteilung vornehmen, ſondern nur die Art der
Verteilung und die Beſchwerden beſprechen. Das Reichsernährungs
miniſterium iſt nämlich der Auffaſſung daß, wenn für verſchiedene
Bezirke oder Länder keine exakten gar n Feſtſtellungen über
die Kreditverteilung vorliegen, damit noch nicht geſagt iſt, daß in
die betreffenden Bezirke oder Länder nichts oder zu wenig ge
kommen ſei. Auf dem der zentralen Organiſationen Reichs
landbund, Reiffeiſengenoſſenſchaft ſeien höchſtwahrſcheinlich
namhafte Kreditſummen auch nach Bayern gefloſſen. Jm übrigen
handle es ſich bei der Hergabe von Krediten niemals um eine
eigentliche Verteilung. Die Kreditbedürftigkeit ſei je nach
dem Produktionsgebiet nicht überall und zu gleicher Zeit gleich
groß. Schließlich müſſe auch die Zahlungsfähigkeit der Kredit
nehmer berückſichtigt werden. Infolgedeſſen ſeien natürlich Klagen
und Beſchtwerden unvermeidlich.

Präſſdentſchaftskandidat Mac Adoo.
Neu york, 8. Juli. (WTVB.)

Bei der 81. Abſtimmung auf dem demokratiſchen Parteikonvent
erhielt MacAdoo 433, Smith 365 Stimmen.

Die im braſilianiſchen Staate Sao Paolo ausgebrochene Revo-
lution iſt nach den neueſten Meldungen durch die ſofort von der
Regierung geſandten Truppen und Kriegsſchiffe unterdrückt wor-
den. Die Ordnung iſt wiederhergeſtellt.

Wirtſchaftspolſtſk.
Die Arbeitsloſigkeit in Polen.

(Wirtſchaftsbrief aus Polen.
a Warſchau, Anfang Juli.Die pokn ſche Währungspolitik hat im Zuſammenhang mit der

Stabiliſierung der polniſchen Valuta ſtarke und ausgeprägte
Kriſenerſcheinungen zur Folge gehabt. Die Lage hat Aehnlichkeit
mit der in Oeſterreich und Deutſchland; jedoch tritt die Arbeits-
loſigkeit intenſiver auf. Der Warſchauer „Rabotnik“ macht
darüber intereſſante Angaben, die ſich auf Mitteilungen des por
niſchen ſtatiſtiſchen Hauptamtes ſtützen.

Am meiſten betroffen iſt die Metallinduſtrie. Anfang
Februar waren in dieſer Jnduſtrie 81900 Arbeiter beſchäftigt,
von denen 53 600 ſechs Tage in der Woche arbeiteten, 6200 nur
fünf Tage und 7600 rund vier Tage. Ende April war die Zabl
der beſchäftigten Arbeiter auf 58 000 gefallen, von denen nur noch
3100 ſechs Tage in der Woche arbeiteten, etwa die Hälfte fünf
Tage, 14700 noch vier Tage, 3400 rund drei Tage. Jn der
che miſchen Jnduſtrie fiel die Zahl der beſchäftigten Arbeiter
in der gleichen Zeit von 24 200 auf 17 800 Arbeiter, von denen
etwa die Hälfte nur fünf Tage in der Woche arbeitete. Jn der
Textilinduſtrie hob ſich von Anfang Februar bis Ende
April die Zahl der beſchäftigten Arbeiter von 117 000 auf 132 400,
wobei die Kurzarbeit aus folgender Tabelle erſichtlich wird:
6 Tage i. d. Woche arbeit. Anf. Febr. 30 Proz., Ende April 11 Proz.

5 v w 6 26Ah v 2 4 J 15 r 423 v e 35 2 7 15 22 2 u 2 2 8 2 t eFür Mai und Juni liegen ſtatiſtiſche Ziffern noch nicht vor.
Sie dürften jedoch eine erhebliche Verſchlechterung der Lage an-
zeigen. Daß auch die ſich aus den obigen Ziffern ergebende leichte
Erholung in der Textilinduſtrie vorübergehend und ohne grund-
ſätzliche Bedeutung iſt, geht aus der weiteren Meldung des „Ro
botnik“ hervor, nach der in dem Lodzer Jnduſtriebezirk in der
Woche vom 15. bis 22. Juni 17 Fabriken geſchloſſen und in 33
weiteren Fabriken die Arbeitseinſtellung angekündigt oder die
Arbeitszeit verkürzt worden iſt.

Kataſtrophal geſtaltete ſich die Lage in Polniſch- Oberſchleſien.
Hier kam es zu Stillegungen der großen Konzernwerke. Außer-
dem trat eine empfindliche Stockung im Kohlenabſatz und Kohlen
export ein.

auf. Die Quote beträgt hier 239 pro Tauſend. Es folgen die
Metallarbeiter mit einer Todesquote von 218 und die Bergarbeiter
mit einer ſolchen von 213. Von der verhängnisvollen Höhe dieſer
drei Sonderkategorien der Arbeiter ſenkt ſich die Ziffer raſch unter
100 pro Tauſend, wenn man von den Handarbeitern zu den anderen
Berufen So ſtevben in den Familien der Beamten nur
835 von 1000 Kindern, in denen der Bankiers 82 und bei den freien
Berufen des mittleren und reichen Bürgertums knapp 69 von 1000.

Zwiſchen der Sterblichkeit der Kinder der Arbeiterfamilien und
denen des Bürgertums beſteht in England demnach ein Verhältnis
von 3:1, mit anderen Worten: der Tod tritt in das Haus der Ar-
beiter dreimal gegen einmal in jenes der anderen Bevölkerungs-

Als Urſache dieſes Mißverhältniſſes iſt die geringere

ferner auch den Verzicht auf die notwendigen hygieniſchen Maß-
nahmen. Die Mütter, die ſelbſt zur Arbeit gehen, um den Lebens-
unterhalt mitzuverdienen, müſſen gezwungenermaßen die Kinder
ſtundenlang ſich ſelbſt überlaſſen.

Tod des engliſchen Kartoffelkönigs. In ſeinem Landhaus in
der engliſchen Grafſchaft Lincolnſhire iſt ſoeben im Alter von
83 Jahren der als Kartoffelkönig bekannte Alderman Williem
Dennis geſtorben, der ſeine Laufbahn als Ackerknecht mit einem
Lohn von 12 Schilling begonnen hatte. Nicht lange darauf kaufte
er in Kirton einen kleinen Kartoffelacker, der allmählich zu der
berühmten Kartoffelfarm heranwuchs, die heute eine Ausdehnung
von 17 000 Acres hat. Dennis war es auch, der bei der Krönung
des Königs Eduard VII, gratis die enorme Menge Kartoffeln für
das Rieſenmahl lieferte, das der König für eine halbe Million
Londoner Arme rüſten ließ.
Sauerſtoff gegen die Seekrankheit. Der „New Hork Herald“

girt ſoeben die Ergebniſſe einer einfachen Kur gegen die Seekrank
eit bekannt, die gelegentlich der jüngſten Ueberfahrt eines

Dampfers die praktiſche Probe auf das Exempel erbracht hat. Man
konnte feſtſtellen, daß alle Paſſagiere, die ſich vor der Abfahrt durch
Sauerſtoffeinatmung gegen die Seekrankheit gewappnet hatten,
von dieſer verſchont blieben, während andererſeits die von der
Krankheit ſchon ergriffenen durch die Sauerſtoffeinatmung eine
ſofortige Beſſerung ihres Zuſtands erfuhren. Es bedarf nur einer
ganz kleinen Menge Sauerſtoff und eines tragbaren Apparats,
um ſich auf einer langen Seefahrt gegen das Uebel zu ſchützen

Die „rationelle“ Wirtſchaſt
des Rapitalismus.

Der niedere Stand der Oekonomie der kapitaliſtiſchen Wirt-
ſchaft kommt in einer Arbeit zum Ausdruck, die der Oberingenieur
Beck im „Geſundheitsingenieur“ bringt. Danach entweichen
Stunde für Stunde ungeheure Wärmemaſſen aus den Schorn-
ſteinen hinaus, ſtatt daß dieſe Abgaſe der induſtriellen Werke,
wie es geſchehen kann, rationell verwandt werden. Um welche
Kraftvergeudung es ſich handelt, wird an einigen Beiſpielen klar
gemacht. So beträgt die Temperatur der Abgaſe eines gewöhn-
lichen Ziegeleiringofens 100 bis 200 Grad. Aus einer Gas-
maſchine entweichen dagegen ſchon 400 bis 700 Grad. Das
Gleiche gilt für die Gaswerksöfen, die Glaswannen, die Siemens-
Martin-Oefen und die Drehöfen in Zementfabriken. Noch höhere
Temperaturen entweichen aus den Schmelzöfen, den Emaillier-
öfen, den Porzellanöfen und den Schweißöfen, bei denen verpuffte
Temperaturen von 1000 und mehr Grad keine Seltenheit ſind.

Das älteſte Kulturvolk am Nil. Die weiteren Ausgrabungen
der Britiſh School of Archaeology in Aegypten haben zur Feſt-
ſtellung eines neuen prähiſtoriſchen Volkes geführt, das lange vor
den Aeghptern dort wohnhaft war. „Dieſes Volk“, ſo erklärte der
berühmte Archäologe Sir Flinders Petrie, der Direktor der Schule,
dem Vertreter eines Londoner Blattes, „dürfte als die älteſten
Bewohner des Landes auf ziviliſterter Stufe zu betrachten ſein.
Allem Anſchein nach ſind ſie identiſch mit der Raſſe, die die Wüſten
Aegyptens und Paläſtinas in einer weniger heißen und trockenen
Zeitperiode bewohnte. Eine Elfenbeinfigur, die aufgefunden
wurde, läßt darauf ſchließen, daß ſie den Thp einer ſchönen
Menſchenraſſe von ſtattlichem Wuchs darſtellten. Jhr kultureller
Wohlſtand wird weiterhin auch durch ihre feinen Töpferarbeiten
veſtätigt. Die gegenwärtigen wie die friiheren Funde ſtützen ferner
die Hypotheſe der Exiſtenz der Einwanderung von Abeſſinien, die
die äghptiſche Kunſt angenommen und die 12. Dynaſtie gegrindet

haben.

Line verhängnisvolle Nebenwirkung der großen und dauernden
Arbeitsloſigkeit iſt die Stärkung der kommuniſtiſchen Agitation.
Wenigſtens führt der „Robotnik“ vom 2. Juli hierauf in. der

den großen Erfolg der Kommuniſten bei den Kranken-
kaſſenwahlen im Dombrowagebiet zurück, bei denen dieſe von etwa
38 000 abgegebenen Stimmen 26012 auf ſich vereinigten gegen
4906 Stimmen der Polniſchen Sozialiſtiſchen Partei und 3059
Stimmen des Nationalen Arbeiterverbandes.

Erſatzwolle.
Dem Konzern der Höchſter Farbwerke iſt die Herſtellung von

Erſatzwolle gelungen. Durch chemiſche Behandlung ſoll
Baumwolle den Charakter der Wolle ſowohl an Wärme wie auch
an Griff annehmen. Der Stoff wechſelt ſeine Faſer und wird
zum feſten Gewebe. Er nimmt alle Farben an, gebraucht aber
nur die Hälfte der Farbſtoffe, die ſonſt Wollſtoffe benötigen, wo-
durch naturgemäß eine gewiſſe Verbilligung ermöglicht wird.
Die Erfindung, die von dem genannten Konzern bereits nach dem
Ausland vergeben worden iſt, wird für die geſamte Tertilinduſtrie
von großer Bedeutung werden.

Die Mark in Neuyork.
Markbewertung in der Neuyorker Schluß und Nachbörſe: 2378

Geld, 24 Brief. Dollarparität unverändert 4,18 Billionen.

Die türkiſch- deutſchen Handelsbeziehungen, die mit Abſchluß des
Weltkrieges ſehr gelitten haben, ſo daß der deutſche Handel zum
größten Teil durch Amerika, England, Frankreich, die Tſchecho

lowakei verdrängt wurde, dürfte jetzt eine Befeſtigung erfahren.
Jn Deutſchland iſt eine türkiſche Kommiſſion eingetroffen, deren
Aufgabe iſt, Zahlungen und Warenlieferungen auf Grund der aus
dem Kriege herrährenden Verträge zu regeln. Die türkiſche Repu
blik wird zur kommenden Frankfurter Herbſtmeſſe, die
vom 2t. bis 27. September 1924 ſtattfindet, eine Ausſtellung der
Produkte ihres Landes veranſtalten.

Die Baumwollgarn verbrauchende Jnduſtrie hat ſich unter dem
Namen „Hauptſtelle deutſcher Baumwollgarnverbraucher“ mit dem
Sitz in Berlin zuſammengeſchloſſen. Der Zuſammenſchluß bezweckt
Abwehre der Schutzzölle auf Baumwollgarne.

Herabſetzung der Eiſenpreiſe. Die erſte Auswirkung der Ruhr
kohlenpreisermäßigung iſt in der Eiſenproduktion zu verzeichnew.
Der Roheiſenverband hat inzwiſchen eine Herabſetzung der Preiſe
beſchloſſen, die ſich in Zukunft auf der Grundlage von 5
für Hämatit und 7 Mk. für Gießereiroheiſen bewegen.

Aus aller Welt.
Die Mount-Evereſt- Expedition.

London, 8. Juli.
Der Führer der Mount-Evereſt-Expedition, Colonel Norton,

hat einen Bericht über den letzten, nunmehr abgebrochenen Ver
ſuch, den Gipfel des Mount Evereſt zu erreichen, erſtattet. Hier-
nach iſt es nicht unwahrſcheinlich, daß die beiden verunglückten
Teilnehmer der Expedition, Mallory und Jrvine, den Gipfel
des Berges erreicht haben, und daß ſie bei dem Abſtieg
den Tod fanden. Mallory und Jrvine wurden zum letzten Male
in der Höhe von 28227 Fuß geſehen. Das iſt 800 Fuß
unterhalb der Spitze des Berges. Dies war am 8. Juni, 12 Uhr
50 Minuten mittags. Gleich darauf wurden die beiden Bergſteiger
durch dichte Wolken den Augen der Zurückgebliebenen entzogen.
Da der letzte Teil des Aufſtiegs verhältnismäßig wenig Schwierig-
keiten bietet, ſo iſt es nach dem Bericht durchaus möglich daß
Mallory und Jrvine den Gipfel des Mount Evereſt unk 4ühr
nachmittags erreicht hatten. Aber auch mit der Höhe von
28 227 Fuß haben Mallory und Jrvine einen Weltrekord
aufgeſtellt. Die übrigen Mitglieder der Expedition mußten um-
kehren, da jeder von ihnen, wie es im Bericht Nortons heißt, an
Herzbeſchwerden (infolge der ungeheuren Luftverdünnung,
D. R.) litt. Vor ihrem Abſtieg errichtele das Expeditionskorps
den beiden verunglückten Bergſteigern einen Gedenkſtein. „Ob
der Mount Evereſt wirklich bezwungen ſei,“ ſchließt der Bericht
„wird ein ewiges Geheimnis bleiben.“ J

Zum Tode verurteilt.
London, 8. Juli.

Der franzöſiſche Mechaniker Vaquier iſt wegen Gift
mordes an dem engliſchen Hotelbeſitzer Jones zum Tode
verurteilt worden. Vaquier, der der Geliebte der Frau
Jones war, tat Strychnin in eine Flaſche mit Chromſalzen, vor
denen Jones täglich zu nehmen vflegte. Nach Verkündung des
Urteils erging ſich Vaquier in heftigen Beſchuldigungen gegen
die engliſchen Richter und mußte mit Gewalt aus dem Sitzungs-
ſaal entfernt werden.

Drei Jahre Zuchthaus für einen Spion.
Berlin, 8. Juli. (Privattelegramm. R

Wie die „D. Allg. Zig.“ meldet, wurde der ehemalige Leiter des
Kreistornſtelle Roſtock Sudermann, vom Roſtocker Ober
landesgericht wegen Landesverrat zu drei Jahren Zuchthaus,
1000 Markt Geldſtrafe und zum Verluſt der bürgerlichen Ehren-
rechte auf die Dauer von fünf Jahren verurteilt. Sudermann war
tätig als Spion der Ruhrbeſatzung und als Spitzel
der franzöſiſchen Regierung, der er Nachrichten mit-teilte, deren Geheimhaltung im dringenden Jntereſſe des deut
ſchen Volkes lag.

Zum Tode verurteilt. Das Erfurter Schwurgericht verurteilte
den Arbeiter Eis feld wegen Ermordung ſeiner Ehefrau z um
Tode. Eisfeld, der von ſeiner Frau mit Eiferſu chtsſzenen
geplagt wurde, erwürgte ſie mit einem Taſchentuch und verbarg
die Leiche vierzehn Tage lang. Als die Leiche in Verweſung
überging, warf er ſie in den Kan al, wo ſie kurz darauf gefunden
wurde.

Raubmord. Am Dienstag voriger Woche wurhe in Pirſchheide
bei Potsdam die Leiche des Kaufmannslehrlings Zeller aus
der Kolonnenſtraße 30 in Schöneberg aufgefunden. Man nahm
zuerſt Selbſtmord an, da die Leiche eine Schußwunde im Kopfe
aufwies und der Revolver zwiſchen den Beinen des Toten lag.
Die Leiche wurde einer Obduktion unterzogen, die einwandfrei
ergab, daß es ſich. um einen Mord, vermutlich un einen R aub
mord, handelt. Zeller hatte angegeben, daß er mit zwei Freunden
eine Wanderung durch die Mark vorhabe und hatte eine größere
Summe an barem Gelde mitgenommen Die „Freunde“ haben
bisher nichts von ſich hören laſſen. In der Brireftaſche des Er
mordeten fand man noch 30 Mark, während der Reſt fehlte.

Der Herr General lehnt ab. Nach Meldung des B. T. aus
Düſſeldorf iſt die Eingabe der Stadt Düſſeldorf en den komman-
dierenden General, die Einquartierungsläſten und die ſich daraus
ergebende Wohnungsnot zu mildern, erfolglos geblieben. Die
Beſatzungsbehörde erklärte, auf die bisher beſchlagnahmten Räume
nicht verzichten zu können. Dasſelbe Blatt berichtet aus Koblenz,
daß die Rheinlandkommiſſion die Auflöſung des Kyffhäuſer-
verbandes der Vereine deutſcher Studenten im beſetzten Gebiete
ausgeſprochen habe.

Verantwortlich für Politik, Wirtſchaft und Feuilleton:
F. O. H. Schulz für Gewerkſchaftliches und Lokales:
G. Kaſparek; für Provinzielles: J. V. G. HKaſpawxek;
für den Anzeigenteil: Wilhelm Her zig ſämtlich in Halle.
Verlag: „Volksblatt“ G. m. b. H. Drug: Halleſche Geneſſen
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Vereins-Kalender
der SPD.,

jien Gewerkſchaften, Geſelligen Vereine
der ſozialiſtiſchen Frauen Zuſammen

künfte im Bezirk Halle- Merſeburg.
Ecekrerariat der SPD. Halle (Saale), Harz 42/44

u 2 Treppen. Fernruf 1029.
Drtsbureau daſelbſt Fernruf 1029).

Die Veröffentlichungen der SPD. im Vereinskalendern nis toſtenlos, gegen beſondere Ver
einbarnng die aller anderen Vereine zum jeweiligen
Meckimeterpreiſe zweiſpaltig abzüglich 500/0 Rabatt.
Heffentliche Veranſtaltungen werden nur außerhalb

des Vereinskalenders bekanntgegeben. z
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eier Sängerchor. Dienstag abend “/28 Uhr amhen Platz zum Pflichtſtändchen. Das Er
ſcheinen aller Sänger wird erwartet. Anſchließend
Vorſtandsfitzung Der Vorſtand.

ter-Wohlfahrts-Ausſchuß. Dienstag. denz. D. vechn, Uhr: Nähſtube in der Jugendher-
berge, Weingärten 21 (ehem. AbdachloſenAſyl).

Kulturkartell Halle. Jeden Mittwoch im „Lüderitz
berg“, Reilſtraße: Sitzung.

Aus dem Bezirk
Mieterverein. Mittwoch, den 9. JuliRerſeburg. abends s Uhr, im „Tivoli“: Mitglieder

verſammlung mit wichtiger Tagesordnung. Zahlreiches
Erſcheinen erwünſcht. Der Vorſtand.

za Achtung Frauengruppe. Mittwoch. denT 9. Juli, abends s Uhr, im Lokal
Faßauer Zuſammenknnft. Referent zur Stelle. Voll
zähliges Erſcheinen erwünſcht.

3 Mittwoch, den 9. Juli, abends 28 Uhr,Könnern. beim Genoſſ. Neubert Wichtige Funktionär
ſitzung. Tagedordnung: Die Auftöſung der Stadt
dervrdnete nverſammlung. Jn dieſer wichtigen r
wo Beſchlüſſe gefaßt werden, darf Cin Fuanktianär

fehlen.grauengruppe. Freitag, den 11. Jult,Delitzſch e s Uhr, im „Ring“: Verſammlung
Tagesordnung 1. Bericht von der Reichsfrauenkonferenz
2 Ausbau der Arbeiterwohlfahrt. Referent: Genoſſin
Röpert Halle. Die Mitglieder des Arbeiterwohlfahrts
ausſchuſſes treffen ſich pünktlich es Uhr. Gäſte ſind
willkommen.

Mansfelder Lande.
Kisleben Heute abend 8 Uhr, im Burxeau, Graben

ſtraße 50: Vorſtandsſitzung. Das Erſcheinen
aller Genoſſen iſt unbedingt erforderlich.

(Bund der republik. Kriegsteilnehmer)

Mittwoch.Ortsgruppe Räckenberger Ländchen.

tlich 8.30 Uhr, in Grünewalde. Abmarſch in
ockwitz 8 Uhr (Haberland).

Am Freitag,Ortsgruppe WittenbergPieſterig. Am an
ends 71/2 Uhr, im Volksgarten: Verſammlung.

1. Vortrag. 2. Wahl der Ortsvor-
ſtände und Kreisleitung. 3. Stellungnahme zur Ver
faſſungsfeier. Alle Kameraden ſind eingeladen und
jönnen Gäſte, die auf dem Boden der Weimarer
Verfaſſung ſtehen, einführen.

Kapelle des Reichsbanner
Schwarz Rot Gold
Gruppe Sangerhausen

unter Leitung des Kapellmeiſters Kurt
Hofmann, Sangerhauſen, Alte Prome-
nade 46, empfiehlt ſich den Vereinen und
Geſellſchaften für alle muſikaliſchen

Veranſtaltungen.
zu Parteiveranſtaltungen ſowie ſolchen

Gewerkſchaften, geſelligen Vereinen
und denen des Reichsbanner Schwarz-

Rot-- Gold empfiehlt ſich das
Richter-Billing-Gerang- Duett

f. Ouette, Klaſſiſche Kunſtgeſänge. Arien u.
Lieder. Gut ausgewählte Repertvoirs.
Wüliy Büng, Wierinöstraße 25, Halle (Saale)

V Kaufen bis 15. gull W
Grüne

brombeer hätte

WlIhelm Kathe A.-6.
Härkerstr. 6-7 Halle d. S. Rainstr. 19

Druckaufträge
jeder Art übernimmt und
liefert ſchnell und ſauber

er Vorſtand

Sie Theater.

Mittwoch. abends 7 Unr: es TütenKatja, le Tänerin. für friſche Blumen
Donnerstag: I Pfg.peer Gynt SobelButter- heißt gerüstet sein Gr. Ulrichſtraße 9

633 Kühler Parteigenossen! Gegen monatlich es
ohne Eis1,95 o bis 10 Mark hucten, III

re en v5 b eiS o e I erhalten Sie durch die rGr. Ulrichſtraße 9 V 2 rereine Volksblatt- Buchhandlung n
e elbſt befreiten. Nurkan rräcker eine ganze Bibliothek, Woltder Innen

Reparaturen, das Rifstzeug des Sozialismus en n

Grab

krratztelle
empfiehlt 8661p. Krause, Volkspark

Kl. Ulrichſtraße 182 Burgſtraße 27 Burgſtraße 27

Heute, Dienstag, abend 8 Uhrmit elektr. Sarg

9. Se Namen
V 8 Wittekind Orcheſter 4

Viln. Kranig, I Leitung Benno Pätz)
Neue Promenade 15. verbunden mit einem

BRBRlumen- Abend

Meter von Halle
Donnerstag. den 10. Juli 1924,
abds. 8 Uhr, im Wintergarten:

Schotten
Heringe

hochfein i. Geſchmack

Stück G
F. Beerholdt
Inh Ernst Viehweg

Kolonialwaren8 Bechershof 8 Oeffentliche
am Markt 9liefert die e U L7radm III a

Hallesche Genossen- Thema:
schafts buchdruckerei

für Händler und

Wiederverkäufer

Die unſoziale Hauszinsſteuer und ihre
Auswirkung. Referent: Stadtrat Vietz

(Weißenfels).

Mieterverband Halle.
Der Vorſtand.

1

Kramers Konzerthaus
Die urſfidelen VUnikums.

Verkehrslokal Sohwarz-Rot-Gold.

Zurückgekehrt
Dr. Walther

Tacharet f. Ohren-, Nasen-, Haleleiden
V Große Steinstraße 74 (Café Bauer) J

Arbeitsamt Eisleben.
Petriſtraße 9. Fernſprecher 131.

Gewerbliche Abteilnng: Arbeits
ſuchende: Bäcker, Fleiſcher, Friſeure, An
ſtreicher, Bauarbeiter, Schloſſer, Schmiede,
Tiſchler, Dreher, Berg, Hütten-, Salinen-
Platz-, Tagebau- und Abraumarbeiter,
Laufburſchen, Handlungsgehilfen, Bureau
gehilfen; Landwirtſchaftliche Abteilung:
a) Arbeitſuchende: Wächter, Flurhüter,
Geſchirrführer, Tagelöhner, Schweizer,
Schäfer (verh.), Gutszimmerleute; b) Offene
Stellen: Gutsſchmied, Frauen und Mäd-
chen zur Feldarbeit. Berufsamt: Offene
Lehrſtellen: Maler, Bäcker, Klempner.
Weibliche Abteilung a) Arbeitsſuchende:
Aufwartungen, Dienſtmädchen, Bureau-
perſonal, Lehrmädchen für Geſchäft, Lehr
ſtützen Oſtermädchen, Plätterinnen.
b) Offene Stellen Dienſtmädchen (ältere
gediente), Hausmädchen für Gut, Köchin
für Privat, Mamſel (jüngere, für Gut),
Stütze für Privat, Servierfräulein, Wirt
ſchafterin (einfache).

77
r 7 Jr uChem. Fahrik, Eisleben

Nussbreite 69.

empfehle

Mottentafeln E.C.C.AIGS 7 z eMottenkugein eh e 7 e ejegenfänger
SchuhcremeToderieti Der praktlsche Rudlo-Amateur
r Das 4 R O des Radioſportstenfongessenz zum praktiſchen Gebrauch für federmann.

Baldriana- Von Hanns Günther und Dr. Franz Fuchs 227
Hoffmannstropfen 7 Das Buch gibt einen Rundblick über das geſamte
Haushalt- und Radioamateurweſen und ſeine Entwicklung in allen 74 7 Ländern der Welt, ferner eine Anleitung zur AufToiletteseifen 7 ſtellung und Handhabung von Amateurempfängern

Haaröl der verſchiedenſten Bauart uſw.Kopfwasser Preis 6 Mark portofrei 277 Zu beziehen durch die zersil. Fruchtsirup

eigener Fabrikation Halle (Saale), nur Große Ulrichstraße 27.

billigſt 1429 z 77n
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HAMBURG-AMERIKA LiNIE
um TED AMERiGAN LNES

(CHARRIMAN L E)
Nach

NORD-AMERIKA
AMERIKA

CANADA
CUBA MBERXIKO, WESTIXDIEN

AFRIKA, OSTASIEN usw.
Billige Beförderung, vorzügliche Verpflegung
Unterbringung in Kammern in allen Klassen

Etuwa wöchentliche Abfahrten von

Am nen M vonAuskünfte und Drucksachen durch

MHAMBVRG- AMERIKA KLNIE
Mamburge Alsterdamm 25

und deren Vertreter in:
MAGDEBURGe Reisebäro der Hamburg- Amerika Linie

Alte Ulrichstraße 7. Fernsprecher 2046.
SANMGERHAUSENM Edsard Leissner, Regelsgasse 9.
HALLE: Georg Sohultze,. Bernburger
Straße 32 und Hallesohes Verkehrs-
bureau Roter Turm, Marktplatz

FPrachtauskünfte erteilt das Schiffsfrachtenkontor, G. m. b. Hl.,
Magdeburg. Alte Ulrichstrasse 7 8656

e e e
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Zuverlässige

Zeitungsträgerinnen
kür Halle und Bitterfeld geyucht

Meldungen in Bitterfeld an Parteiſekretär Baum,“ Gewerk
ſchaftshaus, u. in Halle an die Expedition, Harz 42-44, erbet.

Verlag „Volksblatt“ G. m. b. H.
nun

ſ] ſmſrrſrſr]

Bericht der Fleiſchpreis-Rotiernngskommiſſion am ſtadt.
Schlacht- und Viehhofe.

Bezahlt wurden am Montag, dem 7. Juli 1924:

Für 50 kg Fleiſchgewicht in Goldmark
G att un g l. höchſter 2. niedrigſter] 3. häufigſter Gefrier-

Preid Preis Preis fleiſch
Ochſen o 9 82 35 76 40 45Bullen 70 58 65Lühe 80 35 70ZJungrinder 60 55 58Maſtkälber

Saugkälber 75 60 75Lämmer und

Maſthammel 80 60 75e 55 50 55Schweine einſchließl.

Mittel u. Geſchlinge 75 72 75

D

Aallerche Genorrenschaft -Buchärucherel

45

LACHEN LINKS
s W T BI A T D. E R RE P L IPreis 25 Pfg. Zu beziehen durch die Volksblatt- Buchhandlung nur Große Ulrichstraße 27.
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halle und Saalkreis.
Halle, den 8. Juli 1924.

Ortsbezirksverſammlungen.
Ortsverein Halle der SPD.

Am Donnerstag, dem 10. Juli, abends 8 Uhr, finden in nach-
ſtehenden Lokalen unſere Monatsverſammlungen ſtatt:

1. Ortsbezirk: „Volkspark“,
2 „Sportreſtaurant“, Goetheſtraße,

Gewerkſchaftshaus, Harz 42/44,
„Alemanniaghallen“, Berliner Str., Ecke Jahnſtr.,
Streicher, Kl. Klausſtraße 7,
Anders, Alter Markt,
Leuchte, Wörmlitzer Straße,
Reſtaurant „Feuerwache Süd“,

Da wichtige Fragen auf der Tagesordnung ſtehen, iſt c
Pflicht jedes Mitgliedes, zu erſcheinen. Der Vorſtand.

Bkh

Die Wecwteanchuntte ter e Gewerkſchaftskartells
alle

iſt bis auf weiteres nur nachmittags von 4 bis 6 Uhr ge-
öffnet. Sie befindet ſich im Gewerkſchaftshaus, Harz 42/44,
ine Treppe, Zimmer 7 Fernſprecher 1541). Die Auskunft iſt

unentgeltlich.
Was die „Haſſleſche Zeitung nicht weiß.

Unſer deutſchnationalvölkiſches Organ, die „Halleſche Zeitung“,
hat eine fabelhaft leiſtungsfähige Schnüffelnaſe. Wenn irgendwo
ein Zeitgenoſſe, der Anhänger der Sogzialdemokratiſchen Partei
iſt, ſich auch nur der geringſten Unkorrektheit ſchuldig macht oder
etwas tut, was als eine ſolche angeſehen werden ſofort
ſchreibt dies edle Monarchiſtenblatt moraltriefende Artikel über
die verkommenen Sozialdemokraten. Als vor einigen Tagen das
Kaſſeler Schwurgericht den Stadtrat Wittrock wegen angeblichen
Meineids zu einer ſchweren Strafe verurteilte, ließ die „Halleſche
Zeitung“ ſich dieſe günſtige Gelegenheit nicht entgehen, in ver-
chiedenen Artikeln „Enthüllungen aus dem Reiche Scheidemanns“
zu bringen. Obwohl Genoſſe Scheidemann als Oberbürgermeiſter
der Stadt Kaſſel mit dieſer Angelegenheit nicht das Geringſte zu
tun tte, mußte er angepöpelt werden, weil er eben Sozial
demokrat iſt. Dem Stadtrat Genoſſen Wittrock konnte nicht nach
geſagt werden, daß er die Gemeinde oder irgend jemanden ge
ſchädigt habe. Es mußte vielmehr feſtgeſtellt werden, daß er in
verdienſtvoller Weiſe in die Geſchicke der Stadt eingegriffen hat.
Trotzdem dies harte Urteil und trotzdem dies törichte Bemühen,
der Sozialdemokratie Unmoral nachzuweiſen.

Wie ſteht es aber mit der „Halleſchen Zeitung“, wenn es ſich um
Leute handelt, die ihr außerordentlich naheſtehen? Da haben
kürzlich alle Zeitungen links von den Deutſchnationalen inter
eſſante Einzelheiten aus Briefen des früheren Geſandten
v. Kiderlen-Waechter veröffentlicht, beſonders die Stelle,
an der Kiderlen die Wirkung einer Rede des Großadmirals
v. Tirpitz im Hauptausſchuß des Reichstags erörterte, macht die
Runde durch die Preſſe. (Als Tirpitz redete, ſtarrte ein alter
Parlamentarier unverwandt zur Decke empor, „um zu ſehen,
wie ſich die Balken biegen“.) Tirpitz ſteht der „Halleſchen Zeitung“
ſehr, ſehr nahe. Er war der deutſchnationale Kandidat für den
Reichskanzlerpoſten. Die Leſer der „H. Z.“ würden ſicher mit
größtem Jntereſſe geleſen haben, wie hoch die Wahrheitsliebe
des deutſchnationalen Helden eingeſchätzt wird von Leuten, die
Beſcheid wiſſen. Aber das Krautjunkerblatt verſchweigt ſeinen
Leſern die ſchöne und bezeichnende Epiſode von den ſich biegenden
Balken. Das Blatt will damit offenbar verhüten, daß der
Heldenglanz, der von ſeinem Tirpitz ausgeht, verdunkelt wird.
Auch von den 32 000 Goldmark, die Exzellenz von der Goltz den
Hinterbliebenen der Luftfahrer vor der Naſe wegſchnappte, um ſie
als Repräſentationsgelder in ſeiner Taſche verſchwinden zu laſſen,
hat die Halleſche Zeitung“ ihren Leſern noch nichts erzählt.
Weshalb in dieſem Falle ſo ſchweigſam?

Die vertraglichen Beziehungen zwiſchen Fereten
und Krankenkaſſen.

Richtlinien für die Arztverträge.
In der neueſten Nummer der „Volkswohlfahrt“, des amtlichen

Mitteilungsorgans des Preußiſchen Miniſteriums für Volkswohl
fahrt, werden die Richtlinien für den allgemeinen Jnhalt der Arzt-
vertväge mitgeteilt, die kürzlich vom Reichsausſchuß für Aerzte
und Krankenkaſſen aufgeſtellt worden ſind. Jn der Einleitung
wird betont, daß durch die Richtlinien die Vertragsfreiheit
der Kaſſen und der Kaſſenärzte nicht auf gehoben werden
ſoll, daß die Richtlinien vielmehr insbeſondere für den Fall von
Meinungsverſchiedenheiten zum Ausdruck bringen ſollen, was im
beiderſeitigen Intereſſe als angemeſſen zu gelten hat. Soweit die
Richtlinien Ausführungen enthalten, die nur für die Aerzteſchaft
von Intereſſe ſind, kann auf ihre Darſtellung in der einſchlägigen
Fachliteratur verwieſen werden. Soweit die Ausführungen von
allgemeinen Jntereſſe ſind, gibt der Amtliche Preußiſche Preſſe
dienſt aus ihnen zuſammenfaſſend die folgende Darſtellung:

Bei den Kaſſen oder einem Kaſſenverbande ſoll auf je 1350 Ver-
ſicherte, bei Familienbehandlung auf ſe 1000 Verſicherte ein Arzt
entfallen. Jſt die Zahl der Verſicherten auf einen Arzt geringer,
jedoch mehr als zwei Drittel, ſo tritt bei der betreffenden Kaſſe
eine Wartezeit von einem Jahr ein, bei weniger als zwei
Drittel der genannten Zahl erhöht ſich die Wartezeit auf zwei
Jahre. Feſtbeſoldete Aerzte ſowie venſionierte und auf
Wartegeld geſetzte Aerzte ſollen, wenn ſie ein feſtes Dienſt-
einkommen in Höhe des Anfangsgrundgehalis der Beſoldungs-
ruppe XI der Reichsbeamten beziehen, in der Regel nicht zur
aſſenpraxis neu zugelaſſen werden, ſoweit nicht berechtigte Jnter

eſſen der Verſicherten eine Ausnahme rechtfertigen.
Die Bezahlung der Kaſſenärzte erfolgt nach einem Pauſch-

ſyſtem oder nach Einzelleiſtungen auf Grund zu vereinbarender
Sätze. Krankheitsbeſcheinigungen uſw. ſind durch die allgemeinen
Vergütungen abgegolten. Auskünfte, gutachtliche Aeußerungen
und ſonſtige ſchriftliche Aeußerungen, wie ſie der Verkehr mit der
Kaſſe mit ſich bringt, ſind ohne beſondere Vergütung zu erteilen.
Wo keine Arztbezirke gebildet werden, erfolgt die Berechnung des
Weggeldes nach der Entfernung des nächſtwohnenden Arztes,
wobei ein Entfernungsunterſchied bis zu 2 Kilometer nicht in Be
tracht kommt. Wird dem Arzt das Fuhrwerk geſtellt, ſo kann er
nur den Zeitaufwand berechnen. Zur Herabminderung der Fuhr-
koſten ſollen Dorfſprechſtunden eingerichtet werden.

Die Pflichten der Kaſſenärzte werden durch eine
Dienſtanweiſung geregelt, die einen Beſtandteil des Vertrags
bildet. Die Kaſſenärzte haben die geſamte ärztliche Verſorgung
auszuführen, die die Kaſſenmitglieder für ſich und ihre Angehörigen
von der Kaſſe fatzungsgemäß beanſpruchen können. Eine ſtändige
Vertretung durch Aſſiſtenten oder andere Perſonen
iſt den Kaſſenärzten bei Ausübung der Sprechſtunden und Beſuchs
praxis für die Krankenkaſſe nur aus wichtigen Grü n
den geſtattet. Ob ſolche vorliegen, entſcheidet der Aerzteausſchuß.
Die Ueberweiſung der Kaſſenmitglieder in ein Krankenhaus bedarf
der vorherigen Genehmigung des Kaſſenvorſtands, abgeſehen von
dringenden Fällen. Beobachtet der Kaſſenarzt, daß ein Kranker
Krankheit oder Arbeitsunfähigkeit vortäuſcht oder die Vorſchriften
der Krankenordnung, insbeſondere diejenigen der Mitglieder bei
Krantheitsfällen, nicht vefolgt, ſo iſt die Krankenkaſſe unverzüglich

Zweites Blatt. DHienstag, den 8. Juf

z benachrichtigen. Ein beſonderes Augenmerk iſt auf die Feſt
tellung zu richten, ob die Krankheit die Folge eines Betriebs-

unfalls oder einer älteren Verletzung iſt. Gegebenenfalls muß
dies in den Krankheitsbeſcheinigungen vermerkt werden. Die
Krankenkaſſe iſt berechtigt, den Kranken jederzeit durch einen Ver
trauensarzt oder durch den hierfür beſtimmten Ausſchuß, deren
Entſcheidung maßgebend iſt, unterſuchen zu laſſen.

Der Arztvertrag ſoll auf mindeſtens ein Jahr geſchloſſen werden.
Wird er nicht mindeſtens drei Monate vor Ablauf dieſer Friſt
ſchriftlich gekündigt, ſo läuft er für ein Jahr weiter.

Sind die hohen kommunalen Werktarife noch
gerechtfertigt

Die Herabſetzung des Preiſes der weſtfäliſchen Kohle um
20 Prozent muß erneut die Aufmerkſamkeit der Oeffentlichkeit
auf die wichtige Frage der Tarifgeſtaltung bei den kommunalen
Werkbetrieben lenken. Es iſt bekannt, daß die kommunalen Unter
nehmungen durch die Stabiliſierung der Währung ſehr ſchnell
wieder zur Blüte gelangt ſind. Jhre reichlich und ſicher fließen-
den Eingänge geſtatten ihnen faſt überall die dringend notwendig
gewordenen Reparaturen und einen Teil der Neubauten vor-
zunehmen. Sie tragen dadurch weſentlich zur Linderung der

irtſchaftskriſe bei. Allerdings find die Tarife der Unterneh
mungen in den meiſten Fällen noch durchaus erhöht. Die Pro-
zeſſe gegen die Continentale Waſſerwerksgeſellſchaft A.G. haben
gezeigt, daß die Ueberhöhung der Tarife bei den Privatbetrieben
und werken allerdings noch bedeutend größer iſt. Das fann aber
nicht hindern, die Forderung auf Abbau der Tarife auch für die
kommunalen Werke immer wieder zu ſtellen. Bei einem durch
ſchnittlichen Friedenspreis für hochwertiges Gas von 12 bis
14 Pfg. iſt es heute wirtſchaftlich nicht mehr zu rechtfertigen,
wenn der Gaspreis der Städte in der Regel heute noch 20 Pfg.
und darüber beträgt. Vielleicht iſt nicht jede Stadt in der Lage,
wie Stuttgart ſofort auf 14 Pfg. heunterzugehen, aber auch
Stuttgart hat mit dieſem gewagt erſcheinenden Schritt keine
ſchlechten Erfahrungen gemacht. Die ſtarke Senkung hat zu einer
bedeutenden Steigerung des Abſatzes beigetragen. Auf der
Tagung des Vereins der Gasfachmänner wurden darüber inter-
eſſante Mitteilungen gemacht. Während man Ende September
e Jahres auf einen Konſum von 30 Millionen Kubikmeter
im Jahre rechnete, kann man ihn heute bereits dank der Senkung
des Preiſes auf 50 Millionen Kubikmeter veranſchlagen. Es muß
deswegen immer wieder die Forderung nach einer ſchleunigen
Herabminderung der Tarife geſtellt werden. Sie würde nicht nur
für die Konſumenten, ſondern auch für die Jnduſtrie von außer-
ordentlicher Bedeutung ſein und Auswirkungen der Wirtſchafts-
kriſe lindern helfen. Es braucht nicht befürchtet zu werden, daß
die kommunalen Finanzen darunter weſentlich zu leiden hätten.

Die Lehrmittel in den Volksſchulen.
Jn einer Bekanntmachung des Preußiſchen Miniſters für

Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung an die Regierungen werden
im einzelnen die Gegenſtände aufgezählt, die künftig als un-
entbehrliche Hilfsmittel für den Unterrichtsbetrieb an
zuſehen ſind. Wie der Amtliche Preußjzſche Preſſedienſt mitteilt,
ſoll die Handbücherei u. a. je einen Abdruck der Roeichsver-
faſſung und der Verfaſſung des Freiſtaates Preußen ent-
halten; ferner ſoll eine Schülerbücherei vorhanden fein, die min-
deſtens ſo viel Bände umfaßt, wie die durchſchnittliche Schülerzahl
beträgt. Gefordert wird ferner eine Sammlung von Lehrbüchern,
die an der betreffenden Schule eingeführt ſind, zur Ver-
leihung an minderbe mittelte Schüler (Hilfsbücherei).Die weiteren Gegenſtände, auf die ſich der Erlaß im einzelnen be
zieht, wie Wandkarten, Globen, Zirkel, Wandtafeln uſw., umfaſſen
im ganzen 22 namentlich aufgeführte Punkte.

Weiter macht der Miniſter auf die Notwendigkeit aufmerkſam,
die Jnſtandhaltung der vorhandenen ſowie die Jnſtandſetzung be
ſchädigter Lehr- und Hilfsmitter erheblich zu verbilligen. Er ver-
weiſt auf die Möglichkeit, einen beträchtlichen Teil der Lehr- und
Hilfsmittel in gemein ſamer Werkarbeit der Lehrer und
Schüler zu beſchaffen oder neu herzuſtellen, beſonders wenn dieſe
kierbei gelegentlich vom Elternbeirat oder von ſachkundigen
Mitgliedern der Schulgemeinde beraten und unterſtützt herden.
Wo jedoch die genannten Lehrmittel noch fehlen oder völlig un-
brauchbar geworden ſind, werden ſie neu beſchafft werden müſſen.
Der Miniſter ſpricht ſchließlich die Erwartung aus, daß Schulauf-
ſichtsbehörden, Schulverbände, Elternbeiräte und Lehrer der Frage
der Lehrmittelverſorgung in Zukunft ihre beſondere Teilnahme
zuwenden:; es müſſe gelingen, ſo heißt es, alle Beteiligten davon
zu überzeugen, daß die Durchführung der hier aufgeſtellten For
derungen für den Erfolg der Schularbeit unerlößliche Voraus-
ſetzung iſt.

Der Oberpräſident in Halle erkrankt. Am Mittwoch vergangener
Woche unternahm der Oberpräſident Genoſſe Hörſing mit dem
Vizepräſidenten Hausmann zuſammen eine Dienſtreiſe nach Merſe-
burg. In Halle traten plötzlich ſo heftige Schmerzen auf, daß ſich
der Oberpräſident in ein Hotel begeben und einen Arzt rufen mußte.
Dieſer konſtatierte Blinddarment;zündung. Genoſſe Hörſing hat ſich
in Halle in der Klinik am Weidenplan ſofort einer Operation unter-
ziehen müſſen es ſtellte ſich Vereiterung des Blinddarms heraus.
Die Operation iſt gut geglückt. Das Befinden des Patienten iſt den
Umſtänden nach leidlich. Wegen dieſer plötzlichen Erkrankung iſt es
dem Genoſſen Hörſing leider nicht möglich, der halliſchen Ortsgruppe
des Reichsbanners den für heute verſprochenen Beſuch abzuſtatten.

Oftpreußenfahrt. Am 11. Juli, nachmittags, fährt ein Sonder-
zug von Halle mit Zuſteigen in Torgau, Falkenberg, Cottbus und
Frankfurt über Schneidemühl nach Marienburg Elbing, Braunsberg
und Königsberg. Ein Drittel Fahrpreisermäßigung wird gewährt
auch ſür die Rückfahrt, die mit jedem Zuge und über Berlin geſtattet
iſt. Auf der Hinfahrt werden P-Zugwagen ohne Zuſchlag benutzt.
Sonderzugkarten ſind bei den Fahrkartenausgaben bis 9. Juli
erhältlich.

Was bringt die Frau vor Gericht Die Statiſtiken, die uns
Aufſchluß geben über die Verurteilung von Verbrechern. m J daß
Frauen viel ſeltener wie Männer Verbrechen begehen. Jn den
Jahren vor dem Kriege waren von je 100 Verurteilten im Durch-
ſchnitt 15 bis 20 weiblichen Geſchlechts. Während des Krieges, als
der größte Teil der Männer mittleren Alters zum Kriegsdienſt ein
gezogen war, nahm der Anteil der Frauen an den Verurteilten zu.
Auügemeine Statiſtiken über die Verurteilungen in den Nachkriegs-
jahren ſind noch nicht veröffentlicht. Nur für Bayern wurden kürzlich
einige Zahlen bekanntgegeben. Danach betrug der Anteil der Frauen
an den Verurteilten im erſten Vierteljahr 1924 19,0 Prozent. Jn
der Hauptſache erfolgen die Verurteilungen von Frauen wegen Ver-
brechen, die ſich aus der Mutterſchaft (meiſtens der unehelichen)
ergeben Kindesmord, Ausſetzung. Abtreibung. Ferner ſind Kuppelei,
Hehlerei, Vergiftung, einfacher Diebſtahl, Meineid und Verletzung
fremder Geheimniſſe die hauptſächlichſten Verbrechen oder Vergehen,
bei denen auf 100 Verurteilte mehr wie 15 Prozent Frauen kommen.
Bei allen Verbrechen der Gewalttätigkeit bleibt die Zahl der ver-
urteilten Frauen naturgemäß noch bedeutend hinter dem Durchſchnitt
von 15 Prozent zurück. Der Alkoholgenuß, der ſo häufig Männer
auf den Weg des Verbrechens treibt, ſpielt bei Frauen glücklicherweiſe
längſt nicht die gleiche Rolle. Die Zunahme der Zahl der erwerbs-
tätigen Frauen war eher mit einem Rückgang als mit einer Zunahme
der weiblichen Verurteilten verbunden.

Feuer. Geſtern nachmittag gegen 5 Uhr wurde die Feuer
wehr nach dem Grundſtück Lichenauer Straße 9 gerufen, wo durch
Neberkochen von Teer ein kleiner Brand entſtanden war, der auch
einen auf dem Hof ſtehenden Wagen ſowie einige Saäce in Brand
geſetzt hatte. Das Feuer wurde durch Bewerfen mit Sond und
mit Hilfe einer Kübelſpritze gelöſcht.

Kommunale Rundlchau.
Die „Auſwertung“ als Agitationsmittel.

Der allgemeine Anleiheaufwertungsfimmel, der an der Börſe
den Kurs der Reichskriegsanleihen auf zurzeit 450 Prozent ge
trieben hat, macht ſich auch in den Gemeinden bemerkbar. Auch
hier ſind es, wie im Reiche, in erſter Linie die Deutſch
nationagalen, die aus agitatoriſchen Gründen, ausAufwertungsanträgen für ſich Kapital zu ſchlagen
ſuchen. Jn der Berliner Stadtverordnetenverſammlung ver
langten die Deutſchnationalen durch den Reichstagsabgeordneten
Dr. Steiniger ſchon ber der Etatsberatung im Haushaltsausſchuß
gänzlich unvorbereitet eine ſofortige Erklärung der Stadt über
die Aufwertung ihrer Anleihen. Ueber die Quellen, aus denen
die Stadt die dafür nötigen Millionen-Summen hernehmen
könnte, ſchwiegen ſie ſich wohlweislich aus. Auf Grund der Dar
legung des Kämmerers und Oberbürgermeiſters verzichteten ſie
darauf, ihre Anträge weiter zu verfolgen. Bald darauf hatten
ſie aber für das Plenum einen entſprechenden Antrag eingereicht,
ſo daß eine Verhandlung darüber ſtattfinden muß. Jm der
Köl ner Stadtverordnetenver ſammlung lagen Anträge des
Zentrums und der Demokraten vor, die ebenfalls eine ſtärkere
Aufwertung der ſtädtiſchen Anleihen und Sparkaſſengelder durch
die Stadtkaſſen forderten. Die Anträge wurden nach eingehender
Beratung dort einem Ausſchuß von 17 Mitgliedern überwieſen

Es iſt mit Beſtimmtheit anzunehmen daß dieſer Anſturm ſich
in den einzelnen Stadtparlamenten verſtärkt wiederholen wird.
Demgegenüber fann nicht oft genug darauf hingewieſen werden,
daß die ganze Finanzgrundlage der Städte und Gemeinden vor
käufig eine durchaus proviſoriſche iſt. Der Finanzausgleich, den
die dritte Steuernotverordnung geſchaffen hat, wird zweifellos
in abſehbarer Zeit nachgeprüft werden. Das Sachverſtändigen-
gutachten der Entente weiſt ſehr energiſch auf die Zuſammenhänge
zwiſchen den Finanzen des Reiches der Länder und Gemeinden
hin und verlangt, daß dieſe Probleme einheitlich behandelt werden.
Die Gemeinden haben alſo bei der Löſung dieſer Frage bedeutende
Schwierigkeiten zu überwinden. Das ſollte ſie allerdings nichr
abhalten, bei der Aufwertung der Hypotheken und Anleiheſchulden
ihrer werbenden Betriebe, denen es wirtſchaftlich durchaus gut
geht, das weiteſte Entgegenkommen zu zeigen Auch die Spar-
kaſſen werden bei richtiger wirtſchaftlicher Führung durchaus in
der Lage ſein, örtlich über das Maß der Aufwertung hinaus-
zugehen, das durch die dritte Steuernotverordnung als Mindeſt-
grenze vorgeſehen iſt. Der Demagogie der Deutſchnationalen
kann allerdings nicht ſcharf genug entgegengetreten werden. Auch
für die Gemeinden iſt die Frage der Aufwertung eine Frage ihrer
eigenen wirtſchaftlichen Entwicklung und der Stabiliſierung ihrer
Verhältniſſe. Dieſe wird nicht durch einen Beſchluß ciner Stadt
verordnetenverſammlung herbeigeführt, ſondern kann nur die
Folge einer längeren Entwicklung ſein.

Zahlung der Zuſatzrente für Monat Juli. Le Zahlung der
Zuſatzrente für Kriegerhinterbliebene frü den Monat Juli findet
durch die Kriegerhinterbliebenen-Fürſorge, Kl. Steinſtr. 8 III,
wie folgt ſtatt: am Montag, dem 14. Juli: Buchſtabe A bisL; am Dienstag, dem 15. Juli: Buchſtabe M bis 27; am
Mittwoch, dem 16. Juli, für Nackhzügler. Zahlzeit 9 Uhr
vormittags bis 1 Uhr mittags. Die Ausweiskarte iſt mitzubringen.
Die an genannten Tagen nicht abgeholten Zuſatzrenten könnenerſt bei der nächſten Monatsgahlung verabfolgt werden.

Milch abkochen! Das Stadtgeſundheitsamt ſchreibt uns: Jn
die Stadt Halle find eine Reihe von Typhusfällen eingeſchlevprt
worden. Das Leitungswaſſer iſt völlig einwandfrei und kann un
gekocht genoſſen werden. Dagegen iſt es unbedingt erforderlich,
alle Milch kurg aufzukochen, ſo daß ſie ungefähr 5 Minuten
ins Wallen geraten iſt.

Neuer Sonderzug nach der Oſtſee. Am Sonntag, dem 13. Juli,
verkehrt von Halle noch ein Sommer- Sonderzug nach Rügen mit
Anſchluß in Ducherorw nach Richtung Swinemünde--Carlshagen.
Zuſteigen in Bitterfeld und Wittenberg geſtattet. Fahrplan wie
Sonderzug F O 51 am 12. Juli. Halle ab 7,10 vorm. Ermäßjigte
Preiſe uſw. wie am 12. Juli. Sonderzugkarten ſind ab 9. Juli,
mittags 12 Uhr, bei den Fahrkartenausgaben erhältlich.

Von der Straße. Am Montagnachmittag riß an einem Laſt
kraftwagen der ſtädtiſchen Straßenreinigung in der Königſtraße
eine Zugkette. Das Fahrzeug rollte rückwärts die abſchüſſige
Straße hinunter und brach hierbei einen Gaskandelagber und einen
Maſt der Straßenbahn um. Perſonen kamen nicht zu Schaden.

Am Nachmittag ſtießen auf dem Riebeckplatz ein Kraftradfahrer
und ein Radfahrer zuſammen. Das Kraftrad wurde hierbei leicht
beſchädigt, während die Fahrer unverletzt blieben. Jn der
Geiſtſtraße ſtießen ebenfalls zwei Radfahrer mit ihren Fahrrädern
zuſammen. Ein Fahrrad wurde ſtark beſchädigt.

Neuntes Sommerkonzert im „Volkspark“. Das neunte Kon
zert findet wieder am heutigen Dienstagabend ſtatt. Als Soliſten
wirken in dieſem Konzert mit der Solocelliſt Hermann Behr,
welcher das Aadante aus dem AMoll für Cello von Goltermann
vortragen wird, und im letzten Teil der Solotrompeter Friedrich
Gerber, welcher ein Trompetenſolo „Der Liebestraum“ von Hoch
bläſt. Das Konzert wird eröffnet durch eine Feſtpolonäſe von
Börreſen. Hierauf folgt die romantiſche Ouvertüre „Meeresſtille
und glückliche Fohrt“ von Mendelsſohn, komponiert nach einem
Goetheſchen Gedicht, welches dem Abendprogramm beigedruckt iſt.
Der Teil ſchließt mit zwei Stücken aus der Muſik zu einem
Schauſpiel, „Vorſpiel“ und „Huldigungsmarſch, von Grieg. Der
zweite Teil enthält nur Wagnerſche Muſik, und zwar einen „Feſt-
marſch“, „Feierlicher Zug der Frauen zum Münſter“ aus „Loken-
grin“, „Einleitung und Chor der Friedensboten“ aus „Rienzi“
und ſchließt mit dem „Einzug der Götter in Walhall“ aus „Rhein
old“. Jm letzten Teil bläſt der Solotrompeter eine Fontaſie von

Hoch für Trompete und als Schlußſtück folgk wieder ein Wiener
Walzer von Joſef Strauß. Die Verwaltung hat den heutigen
Abend als einen Blumenabend vorgeſehen.

Reichsbanner Schwarz-RotGold, Bund der republilaniſchen
Kriegsteilnehmer. Die Ortsgruppe Halle hält heute abend pünkt
lich um 8 Uhr im großen Saale des Wintergartens ihre fällige Mit-
gliederverſammlung ab. Anſtelle des durch plötzliche Erkrankung
verhinderten Bundesvorſitzenden, Kameraden Hörſing. wird der zweite
Vorſitzende der Halleſchen Ortsarnppe, Kamerad Dr. Schreiber,
einen Vortrag halten. Anlaß genug für alle Mitglieder, ob jung.
ob alt, in dieſer Verſammlung zu erſcheinen. Einlaß erfolgt nur
gegen Vorzeigung der Mitgliedskarten.

Unterpeißen. Aus der Partei. Am Sonniag jprach hier ineiner geren Verſammlung Parteiſekretär Genoſſe P etersd orf f

(Halle) über: „Was haben uns die Wahlen am 4. Mai gelehrt?
Trotzdem in dem Orte ein völkiſcher Rummel war. hatte ſich eine
ſehr große Anzahl Einwohner eingefunden. Der Redner ging auf
die Arbeiten der einzelnen Parteien im Reichstag beſonders ein.
Wenn auch, ſo führte er weiter aus, ein Rückgang der ſozialiſtiſchen
Stimmen am 4. Mai zu verzeichnen warx, ſo können wir heute ſchon
feſtſtellen, daß überall dort, wo Wahlen nach dem 4 Mai ſtattgefunden
haben, eine Geſundung zugunſten der Sozialdemokratie eintritt. Ein
Beweis dafür, daß die praktiſche Arbeit der Partei in den Parla-
menten immer mehr anerkannt wird. Mil Kindertrompeten und
Trillerpfeifen kann keine Verbeſſerung für die ſchaffende Bevölkerungerzielt werden. Starker Beifall olgte den Ausführungen des Redners.

Einige Fragen wurden ſodann geſtellt, welche Genoſſe Petersdorff
im Schlußwort befriedigend beantwortete. Nachdem noch einige
Gemeindeangelegenheiten erledigt waren. ſchloß Genoſſe Schlüter die
Verrammlung mit der Mahnung, den Kreis der Parteigenoſſen in
Unterpeißen durch feſten Zuſammenſchluß und Eintreten in die
Partei zu erweitern.
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Aus der Provinz.
An die Ortsvereine!

Abrechnungen einſenden.
Wir weiſen nochmals darauf hin, daß die Vierteljahresabrech-

nungen für April--Juni bis ſpäteſtens 10. Juli eingeſandt ſein
müſſen. Wir bitten die Ortsvereinskaſſierer, den Termin ein
zuhalten und die Abrechnungen pünktlich einzuſenden.

Die Bezirksleitung der SPD.

Keichsbanner Schwarz-Kot-Gold.
Gan Halle.

Zur Verfaſſungsfeier am 10. Auguſt 1924.
Alle Vereinigungen, die auf dem Boden der Weimarer Ver-

faffung ſtehen, werden dringend gebeten, z u 10. Auguſt
teine beſonderen Veranſtaltungen, gleichviel welcher
Art, anzuſetzen. Vielmehr bitten wir alle uns naheſtehenden Ver-
einigungen, mit an unſerer

Verfaſſungsfeſer des Gaues in Halle
teilzunehmen. Beſondere Einladungen und Fragebogen über' die
Teilnahme werden in den nächſten Tagen verſandt. Programm
wird gleichfalls bekanntgegeben.

Schon heute bitten wir alle Freunde unſerer republikaniſchen
Reichsverfaffung, in allen Orten des Gaues Halle
(Regierungsbezirk Merſeburg), ſich Fahnen zur Schmük-
hung der Häuſerzu beſchaffen. Die Stoffe werden meiſt
in einzelnen Streifen beſchafft und zuſammengenäht werden
müſſen. Wer eine zur Schmückung der Häuſer geeignete Fahne
fertig kaufen will, kann ſich wegen Anweiſung einer billigen
Bezugsquelle an uns wenden. Es iſt uns möglich, eine Fahne aus
haltbarem Stoff, 4 Meter lang, 116 Meter breit, zum Preiſe von
18 Mk. an zu vermitteln. (Kleinere Größen ſind entſprechend
billiger.) Auf Wunſch wird auch nur der Stoff geliefert. Weitere
Bekanntmachungen und Hinweiſe werden folgen. Um ihre all
ſeitige Beachtung wird gebeten.

Mit Frei Heil!
Der Gauvorſtand Halle.

Harz 4244. Fernſpr. 1029.

Zur Forttührung des Bahnbanes Merſeburg Leipzig.
Der Verkehrsverein Leipzig bittet uns um Aufnahme folgender

Mitteilung: Der Bau der Bahn Merſeburg--Röſſen--Leutzſch--
Leipzig iſt in einen neuen Abſchnitt getreten. Der Landeshaupt-
mann für die Provinz Sachſen hatte in Anerkennung des dringen-
den Bedürfniſſes für die Schaffung der Bahnverbindung Merſe-
burg-- Leipzig einen Antrag an den Regierungspräſidenten in
Merſeburg gerichtet auf Zulaſſung der Bahn Merſeburg--Röſſen--
Leutzſch- Leipzig als Kleinbahn. Dieſer Antrag iſt durch den
Regierungspräſidenten und durch die Reichshahndirektion in Halle
vorgeprüft und ſoll ſich zurzeit auf dem Wege zu dem Miniſter
für Handel und Gewerbe zur endgültigen Entſcheidung befinden.
Es erſcheint im gegenwärtigen Zeitpunkte zweckmäßig, dem Preu-
ßiſchen Miniſterium für Handel und Gewerbe auch von den Jn-
tereſſenten vor Augen zu führen, daß dem dringenden Verkehrs-
bedürfnis nur durch die Zulaſſung und Erbauung der Bahn als
Kleinbahn abgeholfen werden kann. Es iſt beabſichtigt, eine um-
fangreiche Eingabe an den Preußiſchen Miniſter für Handel und
Gewerbe zu machen und für dieſe Eingabe Unterſchriften aller
intereſſierten Körperſchaften und Verbände zu ſammeln. Die Ein-
gabe iſt an verſchiedenen Stellen zur Kenntnisnahme der Jnter-
eſſenten niedergelegt.

Roitzſch. Gemeindevertreterſitzung. Einen für die KPD.
und den Herrn Gemeindevorſteher gleich blamablen Verlauf nahm
die letzte Gemeindevertreterſitzung. Die KPD.Helden nahmen die
in der erſten Sitzung abgegebene grimmige Erklärung demütiag
und ſchweifwedelnd zurück. Sie wollen wieder brave Bürger ſein!!
Der Herr Gemeindevorſteher will abſolut gegen die Mehrheit
„regieren“. Er legt offenbar auf die Erringung des Vertrauens der
Gemeinde keinen Wert. Man wird ihn und ſeine Freunde in
Zukunft genauer betrachten müſſen! Als Schöffen wurden gewählt
Krahenfeld und Richard Henze, als Hilfsſchöffe Genoſſe Karl Heßler.
Die vom Gemeindevorſteher eingebrachte Geſchäftsordnung“ erregt
allſeitige Heiterkeit: ſie enthielt nur Strafbeſtimmungen gegen
„renitente“ Gemeindevertreter. Selbſtverſtändlich wurde ſie abgelehnt.
Die Wahl des Gemeindevertreters Albrecht wurde für ungültig er-
klärt, da er nicht in der Gemeinde wohnt. Die von unſerer Fraktion
beantragte kollegiale Zuſammenſetzung des Gemeindevorſtandes wurde
e den ſich ſträubenden Vorſteher beſchloſſen. Die Gewerk
chaften veranſtalteten am Sonntag ein Kinderfeſt, das einen ſehr

guten Verlauf nahm. Jede Störung unterblieb. Bei den ſpieß-
bürgerlichen Schreihälſen iſt offenbar etwas Ernüchterung eingetreten
Die Maſſe der hieſigen Bevölkerung will mit der Reaktion nichts
mehr zu tun haben

„Le Compagnon“
(Der Gefährte.)

25 Von Victor Margueritte.
Autoriſierte Ueberſetzung von Hans Abdler.

Das Gefängnis war eigentlich ein an die Gendarmerie an-
gebauter Schuppen, der nur durch eine ins Land lugende, ver
gitterte Schießſcharte Licht erhielt. Der Wachtmeiſter ließ es ſich
nicht nehmen, galant gegen einen ſo gut gewachſenen Verteidiger,
die Tür ſelbſt aufzuſchließen. Ohne die Verſicherung der ehe-
maligen Schullehrerin hätte er es nie für möglich gehalten: „Ein
Frauenzimmer im Advokatentalarl“
Roſa lag auf der Pritſche, die zuſammen mit einem Kübel und

einem Krug dem weißgekalkten Raum das Ausſehen einer Wacht-
ſtube und zugleich einer Kerkerzelle gab. Als Annika ſie ſah, blieb
ſie ergriffen ſtehen Da lag ſie wie ein Tier vor ihr, zu einem
Knäuel geballt und gegen die Wand gekehrt in ſtarrer Ruhe. Roſa
hatte den Kopf in die Arme geſtützt und ſchien zu ſchlafen, wenn ſie
nicht vielleicht lautlos weinte

Annika rief ſie an, berührte ihre Schulter.
„Jch bin es, Annika! Annika Raimbert, deine Mitſchülerin,

deine Advokatinl“Nichts. Ein Bündel Wäſche, das ſich ſchütteln ließ. Annika
ſprach und ſprach, zuerſt mit ſanften Worten, dann dem auf
reizenden Schweigen gegenüber energiſch, bis ihre Stimme, die
ſchließlich wieder mütterlich und überredend geworden, in das ver-
ſteinerte Herz drang.

Endlich hatte ſich Roſa umgedreht und hatte aufgeſchaut. Sie
richtete ſich auf, hörte düſter zu. Den Kopf noch immer in der
ſelben Empörung gegen die Mauer gekehrt. Betäubt von Verſtänd
nisloſigkeit und Wutt, hob ſie ſich im Sitzen empor.

Durch das Gitter glänzte ein Sonnenſtrahl, ein Stückchen blauer
Himmel. Jnſtinktiv fielen Annika die Verſe Verlaines ein: „Was
haſt du mit deiner Jngend getan, ſag an Noch mehr Teil-
nahme zeigend, beugte ſie ſich über das Leidensbett.

„Arme Roſa, was für ein Unglück! Wir waren im Begriff, dich
zu retten. Fräulein Hardy hat mir alles geſagt. Das Unrecht,
den Verſprechungen eines Schurken vertront zu haben, haſt du mit

Wittenberg. Einen ſehr müden Eindruck machte der
am Sonnabend und hier ſtattgehabte Stahlhelmrummel.war hatten die „von und ren Herbeigerilten Helden ver
ucht, die krummen Kno wieder einmal gerade recken und

affe Fern zu markieren, aber es gelang nur ſchlecht! Vor
dringliche Fettbäuche eine Errungenſchaft der Tetzten Jahre
verunzierten viele der Spießbürger. ehmütig und zitterbackig
trotteten ſie einher, teilweiſe mit wüſtausſehenden Knütteln „be
waffnet“, ſich ſelbſt und anderen zum Geſpött. Die Herrchen
waren offenſichtlich erfreut darüber, daß der Umzug verboten war,
denn mit dem „Menſchenmaterial“ konnten ſie wirklich keinen
Lorbeer ernten! u bedauern war die arme Schutzpolizei, die
man in Alarmbereitſchaft gelegt hatte. Es iſt bezeichnend, daß
man immer wieder die Machtmittel der Republik einſetzt, um
Verhöhnungen der Republik zu ſchützen. Es wird Zeit, daß
mit dieſem groben Unfug endlich einmal Schluß gemacht wird!
Man ſoll nicht zu lange mit der republikaniſchen Bevölkerung zu
rielen verſuchen! Die Reden und ſonſtigen Leiſtungen enthielten
en üblichen blöden Schleim: Dolchſtoß, Vaterland, Judenregie-

rung, Hoch uſw. Darauf einzugehen erübrigt ſich. Poſſierlich
war allerdings die Begrüßungs?ede des Herrn Klapper, der
ſich offenbar ſeinen Freunden in empfehlende Erinnerung bringen
wollte. Man muß für die Zukunft vom Oberbürgermeiſter Wurm
als Chef des Magiſtrats und der Schutzpolizei in der Auswahl
ſeiner Vertretung mehr Vorſicht verlangen. Wenn ferner ein
Major ſich nicht entblödet, über die „Judenregierung“ zu zetern,
zu gleicher Zeit aber ſich von dieſer Judenregierung fette Pen-
S zahlen zu laſſen und ausgerechnet bei einem jüdiſchen
Brotherrn weitere erkleckliche Sümmchen zu „verdienen“, dann
braucht man über ſolches Heldentnum kein Wort mehr zu ver-
lieren“! Daß das Reichsbanner Schwarz-Rot- Gold
es den „deutſchen Männern“ angetan hatte, ſei nebenher erwähnt.
Sogar in er „Feſtrede“ erhob man darüber grimmiges Schelten!
Es wird den Herren nichts helfen Die Republik hat ihre
Schützer

Kommunalbanken.

Die Entwicklung der Giro-Zentrale für Provinz Sachſen,
Thüringen und Anhalt.

Die „Erfurter Tribüne“ veröffentlicht den nachſtehenden Artikel,
den wir des allgemeinen Intereſſes halber mit einigen Kürzungen
hier ebenfalls zum Abdruck bringen.

Anläßlich der am 28. Mai 10924 erfolgten Einweihung des
neuen Bankgebäudes wurde eine wertvolle Druckſchrift heraus-
e die einen zweckmäßigen Ueberblick über die Einrichtungen

Giro- Zentrale bietet.
Der Grundgedanke, ſich beſonderer kommunaler Kreditein-

richtungen zu bedienen, reicht bis auf das Jahr 1892 zurück. Es
war kein anderer als Bismarck, der die Organiſation unſeres
Kommunalkredits als die mangelhafteſte in allen europäiſchen
Staaten erklärt hatte. Die Kreditnot war die tiefſte Urſache, die
zu einer Zuſammenfaſſung der in den Kommunalverbänden und
kommunalen Sparkaſſen ruhenden Geldkräfte drängte.

Der Anſtoß zur Gründung eines Giro- Verbandes für Provinz
Sachſen, Thüringen und Anhalt wurde auf der Tagung des Spar-
kaſſen Verbandes Sachſen, Thüringen und Anhalt in Zerbſt be-
reits 1910 gegeben. Die Gründung des Verbandes in ſeiner
jetzigen Rechtsform ſelbſt kam jedoch erſt am 10. Januar 1915 zu
ſtande. Jm erſten Gründungsſtadium waren es 8 Kommunal
verbände mit ihren Sparkaſſen und zwei ſelbſtändige Sparkaſſen,
die den Provinzſächſiſchen Giro-Verband errichteten. Später trat
auch unſere Stadt Erfurt bei, und gegenwärtig ſind der Giro-
Zentrale mit ihren Zweigſtellen in Erfurt, Halle und Weimar
rund 300 Sparkaſſen und Kommunalbanken angeſchloſſen. Für
die geſamte deutſche Wirtſchaft iſt dieſe Zuſammenfaſſung in
ſofern von beſonderem Wert, als ſich der Giro-Verband als Bank-
unternehme zu einer mitteldentſchen Großbank ausgewachſen
hat. Die Kommunen brauchen nur an die kataſtrophale Zeit der
Jnflation zu denken, in den ihnen die Beziehungen zum Giro-
re oftmals eine wertvolle finanzielle Unterſtützung ge
wahrten.
Die GiroZentrale-Kommunalbank für Sachſen, Thü-

ringen und Anhalt iſt eine öffentliche Bankanſtalt des Spar
kaſſen- und Giro Verbandes für die genannten Gebietsteile. Der
Verband umfaßt 174 Städte, 39 Landkreiſe, 15 Landgemeinden
und zahlreiche Sparkaſſen, insgeſamt 263 Mitglieder. Die Haupt
anſtalt befindet ſich in Magdeburg, wo ſie ſich im früheren Spar-
kaſſengebäude an der Hauptwache in Magdeburg ein neues, monu-
mentales und repräſentatives Geſchäftshaus geſchaffen hat, deſſen
Jnbetriebnahme in der Magdeburger Tagespreſſe eingehend dar
geſtellt worden iſt. Die Geſchäftszweige betreffen u. a. die Auf-
nahme langfriſtiger Darlehen gegen Schuldſchein, die Gewährung
zinsbarer Darlehen innerhalb des Verbandsgebietes an die Mit-
gliederverbände, die Vermittlung kurz- und langfriſtiger Dar-
ſchen ebenfalls an dieſe, ſowie alle ſonſtigen bankmäßigen Ge
ſchäfte. Man erſieht daraus, daß in erſter Linie die Kommunen
durch dieſe Zuſammenfaſſung der Kreditorganiſationen in die
günſtige Lage verſetzt worden ſind, ſich in angemeſſenen Formen
n u C Fmit den erforderlichen Krediten zu verſehen. u

Delitzſch Der größen wahnſinnige Jungdo. Jn
Gegenerklärung des „Reichsbanners“ zu der des „Stahlhelms“ war
betont, daß weite Kreiſe des Bürgertums, die nicht zum „Reichs-
banner“ gehören, mit dem nationaliſtiſchen Rummel der „Vater-
ländiſchen“ nicht einverſtanden ſeien. Jn einem Eingeſandt in der
„Delitzſcher Zeitung“ beſtätigt der Jungdpo diefe Anſicht ſelbſt. Er

all deinen Leiden genug gebüßt; ich will dir daher über deine
Dummheit von damals keine Vorwürfe machen. Aber was
du jetzt getan haſt! Dein Kind, dein Fleiſch und Blut! Du
hatteſt nicht das Recht! Vom Moment, wo es zu atmen anhub,
mußte es dir geheiligt ſein

Roſa ſchien aus dem Jnneren ihrer verdüſterten Seele wie aus
einem Abgrund zurückzukommen:

„Natürlich, ich hätte es mir lieber wegnehmen laſſen ſollen, wie
ſce r Juwelier Alle ziehen den Hut vor ihr Und ich
i a

„Du biſt hier, weil du ein Verbrechen begangen haſt. Dadurch,
daß du deinem Kleinen mit dem Holzſchuh den Kopf eingeſchlagen
haſt, haſt du ein ſchreckliches, unnatürliches Verbrechen begangen

„Und alle die, die man im Kriege tötet? Der meine wird wenig-
e nicht an Hunger krepieren, bevor ihn eine Granate in Fetzen
reißt.“

„Du hätteſt ihn aufgezogen unterrichtet. Durch den Unter
richt macht man die Menſchen beſſer und bereitet den Frieden vor.

„Was du nicht ſagſt!“
„Denk doch nach, Roſa Eine Mutter! ihr Kind töten,

ſtatt es lieb zu haben, zu verhätſcheln
„Womit? Wenn man ſelbſt im Elend lebt?“
„Durch Arbeit
„Es iſt ſchon ſchwer genug, ſich allein durchzubringen
„Später hätte es dich unterſtützt und getröſtet. Wäre deine

Genugtnuung geweſen
„Bei den Armen gibt's keine Familie wie bei den Hunden

Man wird groß und kennt ſich nicht mehr Meine Mutter? Da
kann ich lange winſeln Und meinen Vater, den hab ich noch
nicht gefunden

„Haſt du keine Gewiſſensbiſſe? Roſa, ein hilfloſes Weſen, ein
kleines Leben, deſſen Herzchen klopft Das iſt doch entſetzlich!
Wie haſt du nur ſo grauſam ſein können?“

„Jch habe nicht gedacht, etwas Aergeres als wenn ich im
Geſchäft Lämmer geſchlachtet habe rum zieht man nichtlieber den Vater zur Rechenſchaft, wi ſo er den Mut haben konnte,

das Kind zu Auch er müßte her, ins Gefängnis;
oder gibt es keine Gerechtigkeit

„Und wer iſt der Vater?“
„Du weißt es ganz gut; er hat dich doch geſchickt
„Mich? Du biſt verrückt. Jch komme, dich zu verkeidigen.“
„Ja, du biſt bei ihm angeſtellt

führt dort Klage, daß ein paar Vortragsabende, veranſtaltet vom
Jungdo und Stahlhelm, nicht gut beſucht waren. Er ſchreibt wört
lich: „Aber an beiden Abenden antwortete das geladene „dank-
en Bürgertum mit einem dürftigen Beſuche.“ (Die Unter

reichung iſt vom Jungdo vorgenommen. D. B.) Der Jungdo gefällt ſich in der Rolle eines nationalen Erziehers. Die vielen
war wer n Fahnen, die bei den letzten Veranſtaltungen in

en Straßen zu ſehen waren, haben in ihm wahrſcheinlich den Ge
danken geweckt, daß mindeſtens 99 Prozent der itzſ. Bevölke
rung auf ſeiner Seite ſtehen. (Daß dies nicht der Fa ſt, geht aus
der Zuſtimmung hervor, die die Erklärung des „Reichsbanners“
gefunden hat.) Um ſo grauſamer mußte natürlich die Ent
täuſchung bei dem ſchwachen Beſuch der JungdoVorträge ſein.
Wie ein erbitterter Magiſter fällt nun der Jungdo über den

„Schlendrian“ läſſiger Bürger“ mit einer gewaltigen Moralpauke
her. Die Gutmütigen, die in letzter Zeit luſtig SchwarzWeißRot
flaggten, müſſen ſich ſagen laſſen, daß „äußerſte Rührigkeit bei
Volksfeſten, bekränzte und beflaggte Häuſer nicht den Weg zum
nenen, nationalen Aufſtieg“ zeigen. Auch „äußerſte Sorge, daß
niemand fehle im Skat- und Kegelklub oder Kränzchen bringe
keinen Schritt weiter“. Ja, ja, mein lieber Bürger, Du biſt einganz nichtsnutziges Subjet, ſobald Du nicht tanzſt, wie der Jungdo
pfeift. Aber hoffentlich dient Dir die Epiſtel des Jungdos zur Auf
klärung. Was den Jungdo anlangt, ſo iſt zu ſagen: Es geht doch
nichts über eine kräftige Doſis Selbſtüberhebung.

Die Jagd nach Steuerqueilen.

Die Finanznot der Gemeinden zwingt dauernd zur Aufſuchung
und Erſchließung neuer Stenerquellen. Man hat jetzt wieder die
Rundfunkunterhaltung als brauchbares Objekt herausgefunden.
Eine Anzahl Städte und Gemeinden haben ſich bereits gierig auf
den fetten Happen geſtürzt und auf Rundfunkunterhaltungen und
Konzerte in Gaſtſtätten Vergnügungsſteuer gelegt. Auf eine An-
zahl dagegen eingelaufener Proteſte haben Jnnen- und Finanz-
miniſterinm entſchieden, daß die Erhebung einer ſolchen Steuer
zu läſſig iſt. Städte und Gemeinden können daher unbeſorgt
die neue Quelle ſich nutzbar machen.

r

Eine „nationale“ Konkurrenz.
Bei dem am letzten Sonntag abgehaltenen Kinderfeſt hat die Tat

ſache in den Kreiſen der Republikaner Verwunderung erregt, daß der
Herausgeber des „Liebenwerdaer Kreisblatt“, Herr Ziehlke,
noch immer ſchwarz weißrote Fahnen heraushängt. Wenn man
weis, welche Form die Dankbarkeit der ſchwarzweißroten Kreiſe für
dieſe Treue des Kreisblattverlegers zur Monarchiſtenflagge an
zunehmen beginnt, muß dieſe gewollte Verachtung des republikaniſchen
Vaterlandes und ſeiner Varer durch Herrn Ziehlke in Erſtauner
ſetzen. Wir ſind nämlich in der Lage, dem Herausgeber des „L. K.
mitzuteilen, daß ſeine monarchiſtiſche Geſte nicht zu verhindern gemocht
hat, ſein Blatt der faſziſtiſchen und monarchiſtiſchen Ungnade aus
zuliefern. Jn den letzten Stahlhelmverſammlungen ſind vertrauliche
Beſchlüſſe gefaßt worden, die einen Boykott des „Kreisblattes“ durch
alle „nationalgeſinnten Kreiseinwohner“ fordern, weil das Kreis
blatt wider alle vaterländiſchen Intereſſen für die Erfüllungspolitik
eintritt und ſogar (es iſt unerhört) die Haltung der Sozialdemokratie
würdigt und billigt. Aus dieſen Gründen iſt das Kreisblatt für die
„nationalen“ Kreiſe nicht mehr tragbar und man geht dazu über, in
Falkenberg eine „neutrale“ Zeitung ab 18. Juli erſcheinen zu
laſſen, welche mit großen Geldmitteln ausgeſtattet zu ſein ſcheint.
Alle „Stahlhelme“ und „Nationalgeſinnte werden jetzt aufgefordert,
dieſe „neutrale“ 7 u halten und dem isblatt wegen
nationaler Ünzuverläſſigkeit die Freundſchaft aufzuſagen. Die ſchwarz-

Fahnen am Hauſe des Herrn Ziehlke haben alſo nichts
genützt.Die Gründung einer Zeitung mit eigener Druckerei und gros
Verlagshaus in dieſer Zeit allgemeiner Geldnot iſt übrigens bezeichnend für die Lüge des Reichslandbundes, daß die landwirtſchaſtlichen

Betriebe ſo unrentabel geworden ſeien, daß nur eine zinsloſe Stundun
der Steuern die Landwirtſchaft vor dem gänzlichen Zuſammenbru
bewahren könne. Man ſagt nämlich, daß die Gründung des Blattes

„Der Kreisbote“ r h von Geld der norieidenden Landwirtſchaft und des „Stahlheim“ finanziert worden ſei,
was umſo wahrſcheinlicher klingt, als dieſe Kreiſe ſich mit beſonderem
Eifer für ſeine Verbreitung einſetzen. Es iſt unndtig, zu ſagen, daß
wir alles tun werden, um den Arbeitern und Republikanern die
„Neutralität“ des Falkenberger „Stahlhelm“Zeitung anſchaulich zu
machen. Wem dann nicht zu raten iſt, iſt nicht mehr zu helfen

Liebenwerda. Jn der letzten Mitgliederverſammlung
der Partei erſtattete Genoſſe Fitzkow den Bericht vom Parteitag
in Berlin. Mit ganz beſonderer Segu geren wurde der Wille aller
Parteitagsteilnehmer für die feſte Geſchloſſenheit und Einheit der
Partei hervorgehoben. Die taktiſchen Meinungsverſchiedenheiten
ſeien in einer Sachlichkeit und Kameradſchaftlichkeit beſprochen worden.
die der Disziplin und Schulung der Parteigenoſſen ein hohes Zeugnis
ausſtellen. Bemerkenswert ſei das große geweſen, mit dem
die bürgerlichen Blätter und Parteien den Verhandlungen gefolgt ſind.
J

Werdet Mitglied im
Reichsbanner SchwarzRotGold.

„Auch das bin ich nicht mehr.“
„Sag, was du willſt! Und jetzt hab ich genug. Adieu.“
Roſa legte ſich wieder nieder, kehrte ſich um und preßte den Kopf

an die Bretter. Annika betrachtete mit mehr Schauder als Feind-
ſeligkeit dieſes große, flachshaarige, blaſſe Mädchen, deren Hände
es zuſtande gebracht hatten, das kleine Gehirn zu zertrümmern.
Nichts war übriggeblieben von dem hübſchen Gänschen, das mit
ihr ein Jahr dieſelbe Bank gedrückt hatte und das Lebeau
Sie fühlte, daß angeſichts dieſer ſtarren Stirn, dieſer Augen, die
keine Tränen mehr hatten, Phraſen nutzlos waren Dieſem
verwilderten Bauernmädchen, das ſein Neugeborenes ſo ſeelen-
ruhig ermordet hatte, als gälte es einen jungen Hund zu ertränken,
von Pflichten, vom Sinn des Lebens ſprechen da hätte man
cher einen Stein erweichen können! Nur die Zeit konnte da wirken,
das verhärtete Herz rühren.

Schmerzbewegt zog Annika ſich zurück. 9 4
Sie hatte ein hartes Stück Arbeit vor ſich! Aber dieſe Ausſicht

kühlte ſie nicht ab, ſtachelte vielmehr den Eifer ihres weiblichen
Erbarmens, ihres menſchlichen Mitgefühls nur noch an. Sie war
dem Herzen Roſas, durch Verſtändnis für das Leiden, ebenſo nahe,
wie dieſe all dem ferne war, was Annika in den Augen der Mörde-
rin verkörperte: Ungerechtigkeit und Ungleichheit. Sie fühlte ſehr
wohl. daß das, was ſie joner ſchien, das Bild der Kaſte war, die ſie
zuerſt bis auf ihr lebendes Fleiſch ausgebeutet und zum Verbrechen
getrieben hatte und ſie jetzt ohne Erbarmen züchtigte. Hilflos in
ihrem guten Willen, litt ſie unter dieſer Vorſtellung.

„Nun?“ fragte Fräulein Hardy und faßte ihre Hände.
„Es wird ſchwer ſein.“
Nach einer trübſeligen Mahlzeit an der Table d'hote des Hotel

Poſt, wo ſie mit einem zähen Kalbsbraten die Artigkeiten und Er-
wägungen der unverehelichten Stammgäſte, des Notars und des
Apothekers, über ſich ergehen laſſen mußte gab es glücklicherweiſe
einen Nachmittagszug. Die Rückfahrt nach Paris währte lange,
obwohl Mérette bis Mantes mitfuhr von wo ſie mit einem Zun,
der Anſchluß hatte, direkt nach Verſailles und in ihre Schule zurück

konnte.
ein Gedanke die Freude, Amédée wieder zu haben war

imſtande, balſamgleich, Annikas Nervoſität zu beruhigen, ihren
Groll gegen das ſchlecht eingerichtete Leben Dieſe ungeheure,
unendliche Dummheit, in der der größte Teil der Menſchen wie

8 einem dunklen Schacht ohne Boden zappelte



er e chen Kabinett zu treiben. Parolen der
„republikaniſchen Realpolitik“ und der „poſitiven Oppoſition haben
auf dem einen vollen Sieg errungen und werden in aarteitadie Pol der Partei beſtimmen. Das Referat des Genoſſen Dr.
Hilferding ſei eine hervorragende Leiſtung geweſen und allen Genoſſen
zum eingehenden Studium dringenſt empfohlen. Die Ausführungen

oſſen Fitzkow wurden mit Beifall aufgenommen und als
Ausdruck des Einverſtändniſſes aller Parteimitglieder mit der Arbeit

Parteitages eine Ausſprache abgelehnt.
Ortsgruppenkaſſierers konnte einen erfreulichen Stand der Finanzen
mitteilen. Die Mitgliederzahl iſt konſtant r Den Sitzungs
bericht der Stadtverordnetenverſammlung erſtattete Genoſſe Neidert,
an den ſich eine lebhafte Ausſprache anſchloß.

Liebenwerda. Vom „Reichsbaunner Schwarz-Rot-Gold“.
Der Bund „Reichsbanner“ hat hier einen erfreulichen Anklang
r und bereits eine große Anzahl wehrhafter Republikaner in
einen Reihen verſammelt. Ebenſo die Jugendgruppe des Bundes,

der Republikaniſche rn Am Sonnabend, dem 12. Juli,
findet im „Schützenhausſaal“, abend 8 Uhr, die Weihe der
gient ſtatt, bei der Kamerad Prof. Dr. Waentig die Feſtrede
alten wird. Zu dieſer ſchlichten Feier ſind aller Reichsbanner- und
ungſturmkameraden aus der nahen und fernen Umgebung ein-

geladen. Der Abend muß ein erhebendes Bekenntnis zu dem großen
Gedanken der Freiheit und des Friedens und der deutſchen Volks
republik werden. Anmeldungen und Auskünfte bei dem Feſtausſchuß

t 8banner Schwarz Rot Gold“, Liebenwerda, Torgauer
aße 14.

Mansfelder Lande.
z

n Eisleben, den 8. Juli 1924.Die Vorgänge im Baugewerksbund Eisleben.
Der „Klaſſenkampf“ berichtet über die Vorgänge in Eisleben,

in der ihm eigenen Art und Weiſe, als wenn die daran Jnter-
t eſſierten die reinſten Engel, nur Bloßfeld und ſeine ſozialiſtiſchen
4 Trabanten die Verräter ſind. Wie iſt der Sachverhalt?

ke, Als am 31. Mai in einer öffentlichen Bauarbeiter- Verſammlung
an von der JnduſtrieGruppenleitung des Baugewerbes aufgerufen
ür wurde, war es für die auf dem Boden des ADGP. ſtehenden
in Kollegen von vornherein klar, daß das der Anfang vom Ende
hen Die Referate, die da gehalten wurden eins von einem aus
en Stettin, vom Baugewerbe faſt nichts, deſto mehr vom Hafen
o erſtreik, Jnhalt gleich Null, das andre von Härtel (Halle)cht deſto mehr durchdrungen von dem üblichen Geſchrei gegen die
s verräteriſchen Bonzen und die Einſtellung einzelner Dishe kuſſionsredner, gaben den Kollegen die, Richtlinien des beginnenden
rch Kampfes gegen die Leitung. Der zweite Auftakt kam, als der
js Bundesvorſtand für den früheren Angeſtellten Bloßfeld Mittel

bereitſtellte zur Freiſtellung zwecks Agitation. Jetzt war dert Moment gekommen, dem verhaßten SPD.-Bonzen das Waſſer
die abzugraben. Jn allen möglichen Tonarten wurde die Perſon
in eruntergeriſſen, alles mußte herhalten, aber alles fiel bei der
u nterſuchung durch den Bezirksleiter ins Waſſer. Was warenn aber die Verbr die w. x begangen hat? 1. Weil er im

rt rbſt, als die Jnflation alles Geld der Gewerkſchaften in einen ichts zerfließen ließ, auch ſtempeln gehen mußte und auf Auf
S des Arbeitsamtes mit Rüben rodete, welche er zu den

4 vom getroffenen Vereinbarungen ſelbſtverſtändlich aus
et 2. Weil er dann im Januar im Auftrage der Genoſſen

„Volkshaus“ die Neurenovierung, welche in eigener Regie
em gusge wurde, leitete und dabei der Oeffentlichkeit ſei es

T t. geſagt ganze 5 Pfg. pro Stunde mehr erhalten hat, als
en e dort mit h en Maurer Ferner, daß er in die Ver
n o anſtaltung des Reichsbanners SchwarzRotGold in die „Terraſſe“
c iſt, und nicht für das „Volkshaus“ eingetreten ſei.die großen Verbrechen, welche er an der Arbeiterſchaft
b hat. Bei der Einſtellung der hieſigen Bauarbeiterſchaftſei, wurde er nicht wiedergewählt, ſondern ein „Oppoſitioneller“ mit
em Fe Der Bundesvorſtand hat aber bis heute nocha tätigung geſandt.u Die neue Leitung mußte doch aber den Kollegen zeigen, was ſie

kann, und da kam ihr Härtel und Steitz (Halle) ſehr entgegen. Alle
Verſammlungen wurden zu öffentlicher geſtempelt und immer
murde zur Unterſtützung des Kampfes in Halle, dem Angreifen

J auf der gangen Front geredet, und endlich hatte man Glück. Es
a wurde die Forderung von Halle zu eigen gemacht und ebenfalls
er 85 Pf. pro Stunde gefordert. Eigentlich nicht zuviel; aber eine
er ſtellt man doch auf, um ſie auch zu erreichen. Da ſinden leider einige Vorbedingungen unbedingt notwendig, nämlich:
n Arbeit vorhanden iſt und daß alle Kollegen mitmachen!
is Wie ſieht es aber aus in der Wirklichkeit? Als Arbeit iſt
m da das Altersheim, welches ſo weit iſt, daß, wenn der Streik nich
d. bam, die große Hälfte ausſetzen mußte, weil die Betandecken erſt

t werden mußten. Die Reichsbank wäre evkntuell noch
2 als Objekt zu betrachten. Die anderen Unternehmer haben in der

l nur kleine Reparaturen, mit Ausnahme von Spicker,
welcher den Bau Lauterwald hat; aber dort ſind lauter Unorgani-
ſierte, darum auch alles Arbeitswillige. Bei Hinſche iſt die Forde
rung bewilligt, aber nur für den Bau Haubner, weil er den Edel

tz fertighaben will, und er auch ſonſt bei nicht rechtzeitiger
igſtellung pro Tag mehr an Konventionalſtrafe zahlen muß,

als die Lohnerhöhung pro Woche beträgt. An ſeinen anderen
Bauten iſt nicht bewilligt; dort wird geſtreikt. Jn der Zwiſchenzeit
verlangte die neue Leitung von B. den Schlüſſel zum Bureau,

f welchen er aber entſprechend einem Verbot der Bezirksleitung nicht
3 I pehen durfte. Die ſogenannte Oppoſition läßt die Tür auf

c echen.t. Wie ift nun der Streikbeſchlußß zuſtande gekommen? Jn dert am 30. Juni, vormittags 12 Uhr, ſtattgefundenen Verſammlung,
welche ſchnell in eine öffentliche geſtempelt wurde, iſt nach Aus

e ſprü von Steitz (Halle) die Abſtimmung über den Streik durchi ei dandhoo erfolgt, trotzdem unſer Statut beſagt:Ueber Streik darf nur in Mitgliederverſammlungen und in T
heimer mung immt werden. Aber über ſolche „Klei-

r nigkeiten“ ſetzt man kalt hinweg. Jn dieſer Verſammlungwaren mehr Unorganiſierte anweſend und dieſe beſtimmten über
das Wohl und Wehe des DBG.. Als dann die Kollegen im Kampf
ſtanden, war noch keine Streikgenehmigung da. Keiner wußte, ob

t finanziert wurde, und doch ſollte die winzige Streikunterſtützung,
welche noch gar nicht da war, ſo verteilt werden, daß die Unorgani-
ierten ebenſoviel erhalten ſollten wie die ſchon jahrelang Organi-
ierten. Alſo noch eine Extrabelohnung der Beitragsdrückeberger!
Als nun die Geſchichte weder vor noch rückwärts ging, traten
mehrere Kollegen an B. heran, Verhandlungen anzubahnen, damit
die Geſchichte ein Ende nehme. B. bat die Streikleitung, mit ihm

zu Verhandlungen zu W Das erſte Reſultat war gleich Null.Cuf Aufforderung der irdsleitung ging B. dann allein; er er
reichte, daß ab ein Lohn von 68 Pf. gezahlt n ſoll
ſo lange, bis ein Schiedsſpruch vom Reichsarbeitsminiſter gefällt
wird. Auf Grund dieſes Abkommens ſollte am Montag die Arbeit
aufgenommen werden. In der Zwiſchenzeit hat, wach den Aus
c von Härtel, eins Streikverſammlung beſchloſſen, daß der

das ganze Gebiet des Bezirksvereins ausgedehnt werden
müſſe. dieſem Zweck ſollte am Sonntag eine Bezirkskonferenz

aber nur ein Ort war außer Eisleben vertreten. Auf Grunden daß ſich die Leitung mehr an Härtel als an den Bezirks-
wandte und deſſen Ratſchläge befolgte, überhaupt mehr

Denken Sie mal ernsthaft nach!
Gibt es wohl ein höheres Gut für jeden Menſchen, als ſeine

en

h r
abzugeben

Der Bericht des

ch den Berichten, die im
Sleitung den Kol

a e egeben: „Der 2 Eislebe dieZahlſtellen Eisleben, Sangerhauſen, Hettſtedt und Wippra werden
wieder ſelbſtändige Vereine. Als kommiſſariſcher Vorſtand für
Eisleben gilt Bloßfeld, für Sangerhauſen Raue uſw.“ Nach Ab-
gabe dieſer Erklärung wurde B. von der Oppoſition aufgefordert,
das Lokal zu verlaſſen. Dies iſt der wahrheitsgetreue Vorgang.

Sämtliche Kollegen und Bauarbeiter, welche auf dem Boden des
Deutſchen Baugewerksbundes ſtehen, die die Richtlinien des ADGV.
ü rſich anerkennen und nicht die der Moskauer Jnternationale,

die die bis jetzt geltenden Statuten des Bundes anerkennen, können
ſich bis Sonnabend, den 12. Juli, beim Kollegen Bloßfeld, Eisleben,
Bahnhofſtraße 24, melden, damit ihre Mitgliedſchaft weitergeht.

Deutſ Baugewerksbund Eisleben. J. A.: Bloßfeld.

SPD. Eisleben. Heute, abends 8 Uhx, im Parteibureau Grabenne i erkandsſtgung. Erſcheinen aller Vorſtandsmiglieder ſt
erlich.

Augsdorf. Bergmannslos. Durch niedergehendes Geſtein
wurde auf dem Zirkelſchacht der Bregmann Albert Meyer von
hier ſchwer verletzt. Er erlitt u. a. einen Beckenbruch.

GeWwerkſchattsbewegung.

Ortsausſchuß hahe des ADGBs.
Jm „Volkspark“ hielt der Ortsausſchuß Halle des Allgemeinen

Deutſchen Gewerkſchaftsbundes geſtern abend eine Sitzung ab.
Ihr Verlauf zeigte, daß die halliſche Gewerkſchaftsbewegung dieKriſe, in die ſie durch kommuniſtiſche Wahnſinnstaktik gebracht

worden iſt, zu überwinden beginnt. Bezirksſekretär Kollege Wer
nicke teilte mit, daß die an die einzelnen Gewerkſchaften gerichtete
Aufforderung, ſich über ihre Stellungnahme zu erklären, guten Er
folg gehabt hat. Zu den zwanzig Gewerkſchaften, die ſich ſofort
und ohne Bedenken auf den Boden des Statuts geſtellt hatten, ſind
bald darauf noch vier hinzugekommen. Jnzwiſchen haben auch die
übrigen Gewerkſchaften ihre Bereitwilligkeit zur Mitarbeit auf
Grund der Richtlinien des ADGvB. erklärt. Erfreulicherweiſe be
finden ſich darunter alle Großorganiſationen, wie die Zimmerer,
Metallarbeiter, Staats und Gemeindearbeiter ſowie Fabrik-
arbeiter. Kollege Wernicke ſprach die Hoffnung aus, daß auch
die wenigen noch ausſtehenden kleinen Gewerkſchaften ſich auf
den Boden der Richtlinien zurückfinden möchten im Intereſſe der
halliſchen Gewerkſchaftsbewegung. Der Erwerbsloſenrat hat ſich
an das Gewerkſchaftskartell gewandt und Beſchwerde erhoben über
einen Beamten des Städtiſchen Arbeitsamts und verlangt, daß
er ſofort abberufen werden ſoll. Die Verſammlung erklärte ſich
damit einverſtanden, daß der Erwerbsloſenrat um Ueberlaſſung
ſeines Anklagematerials erſucht wird.
Kollege Wernicke erſtattete hierauf einen eingehenden Bericht
über die Erledigung des gerichtlichen Streitver-
fahrens gegen Grabow und Höcker. Wir haben über die
Vorgänge erſt vor einigen Tagen ausführlich berichtet, ſo daß wir
uns heute eine nochmalige eingehende Berichterſtattung erſparen
können. Aus dem Bericht ging hervor, in wie leichtfertiger Weiſe
die nach den Befehlen Außenſtehender handelnden Kommuniſten
mit den Jntereſſen der halliſchen Arbeiterſchaft geſpielt haben. Die
Leidtragenden ſind immer wieder die Prolekarier, die letzten
Endes auch die nicht unerheblichen Prozeßkoſten zu tragen haben.
Sowohl der in Köthen neu gebildete Bezirksausſchuß Sachſen-
Anhalt als auch der neue Or sausſchuß Halle werden alles tun,
um die halliſche Arbeiterbewegung. wieder vorwärtszubringen.
Parteipolitiſche Rückſichten dürfen unter keinen Umſtänden maß-

ſein. Der überaus betrübliche Streit unter der halliſchen
rbeiterſchaft muß als begraben gelten. Es war ein unſagbar

trauriges Kapitel der Arbeitergeſchichte, das ſich hier abgeſpielt
z s iſt zu hoffen, daß derartige Febler nicht zum dritten

ale gemacht werden. Kollege Wernicke wies darauf hin, daß
überall dort, wo lediglich nach wirtſchaftlichen Motiven Gewerk-
ſchaftsarbeit geleiſtet wurde, die Gewerkſchaftsbewegung intakt
geblieben iſt und die Gegner kein ſo leichtes Spiel hatten wie in
Halle und dem Bezirk Merſeburg.

Da das Wort zur Diskuſſion nicht gewünſcht wurde, darf an
genommen werden, daß ſich die anweſenden Kartelldelegierten,
unter denen ſich eine ganze Reihe befanden, die anfänglich Höcker
und Grabow gefolgt waren, in Uebereinſtimmung befanden mit
dem Berichterſtatter, der da ſagte, daß die Akten über das dunkelſte
Kapitel halliſcher Arbeiterbewegung geſchloſſen werden müßten.

Eine eingehende Ausſprache entſtand über den zweiten Punkt
der Tagesordnung: Beitragsfragen. Der Vorſitzende Koll.
Sorgenfrei legte die Gründe dar, die den Vorſtand zwingen,
die Finanzen des Gewerkſchaftskartells wieder in Ordnung zu
bringen. Da ſämtliche Großorganiſationen dem Kartell wieder
angehören, kann der Vorſtand mit gutem Mut daran gehen, für
das Auskunftsbureau ſobald als nur möglich wieder eine Voll-
kraft anzuſtellen. Sämtliche Redner brachten zum Ausdruck, daß
baldigſt ein Sekretär angeſtellt werden möchte, um dem halliſchen
Arbeiterſekretär wieder zu dem alten Ruhme zu verhelfen, den es
Jahrzehnte hindurch hat. Der Vorſtand hatte vor
geſchlagen, für die männlichen Mitglieder 83 Pf. und für die weib
lichen 2 Pf. monatlich, rückwirkend ab 1. Juni, als Kartellbeitrag
zu erheben. Einige Redner betonten nicht mit Unrecht, daß jetzt
die Zeit gekommen iſt, um den Gewerkſchaftlern wieder ihr
Pflichtgefühl- gegenüber ihrer Organiſation durch die erforderliche
Beitragszahlung zu ſtärken. Sie traten für einen höheren Bei-
trag ein, um dadurch die möglichſt ſofortige Wiedereröffnung des
Arbeiterſekretarigts und Beſetzung mit einem Fachmann zu er
reichen. Nur ein einziger Anhänger der Oppoſition hielt es für
angebracht, an den Maßnahmen des Vorſtandes Kritik zu üben.
Er verlangte, daß eine Umbildung desſelben vorgenommen werden
möchte, damit nicht, wie früher, Quertreibereien entſtünden. Jhm
wurde bedeutet, daß die Neubildung des Vorſtandes vollkommen
ſatzungsgemäß erfolgt iſt und demgemäß gar kein Grund beſteht,

eine Umbildung bzw. Neubildung des Vorſtandes vor
unehmen.8 Der Vorſchlag des Vorſtandes über die Beitragsfrage fand

einſtimmige Annahme.
Beim Punkt Verſchiedenes machte Kollege Wernicke die

Verſammlung bekannt mit den eigenartigen Methoden des früheren
Kaſſierers Richter, der ſich auch jetzt noch weigert, Rechnung zu
legen, weil er auf dem eigenartigen Standpunkte fteht, daß das
alte Kartell noch zu Recht beſteht. Wernicke zeigte dann die Richt-
linien auf, nach denen in nächſter Zeit gearbeitet werden muß.
Vor allem muß der Jugendbewegung künftig wieder größere Auf-
merkſamkeit geſchenkt werden. Die Neuwahlen zu den ſozialen
Körperſchaften, die immer und immer wieder verſchoben worden
ſind, ſind in dieſem Jahre vorzunehmen. Scharfe Kämpfe werden
auszufechten ſein. Die Gewerkſchaftsfunktionäre, die ſich ihrer
Pflicht bewußt ſind, müſſen ſchon jetzt mit ihren Vorarbeiten be
ginnen. Ein kurzer Bericht über den Stand der Bewegung im Be
zirk ließ erkennen, daß es trotz verhältnismäßig guter Organi-
ſationsverhältniſſe außerordentlich ſchwierig iſt, ein richtiges Bild

winnen. Die zur Verleſung gebrachte Anweſenheitsliſte ergab, daß

ſich zum Wiederanſchluß an das Kartell noch nicht haben ent-

Geſ eit? e nicht. Und doch, wieviele Mitmenſchen
leid ändig unter Kopfſchmerzen, Mattigkeit, Schlafloſigkeit

wäche, Angſtgefühlen,

faſt alle Organiſationen vertreten waren. An die wenigen,

über die Stärke der Gewerkſchaften im Bezirk Merſeburg zu ge

Wohle des klaſſ ußten Pro

„Verſchärfter“ Klaſſenkampr.
Drei Beiſpiele dafür, wie die Kommuniſten den „ver-ſchärften Klaſſenkampf“ praktiſch führen, wie ſie die Arbeiter

in den Betrieben „revolutionieren“ und „die Weltrevolu-
tion vorwärtstreiben“:

1. Bei der Geſamtbetriebsratswahl im Siemenskonzern
Berlin mußten von den neun Sitzen der Angeſtellten die freien
Angeſtellten acht und die Deutſchnationalen einen bekommen. Jn
Wirklichkeit bekamen die Deutſchnationalen zwei, weil die beiden
kommuniſtiſchen Angeſtelltenräte weiße Zettel abgaben.

riats.

2. Autowerk wurde die Betriebsratswahl auf Betreibender en ben vom Gewerbegericht formaler Verſtöfe wegen für

ungültig erklärt. Bis dahin hatten die Gelben einen Betriebs
rat. Bei der Neuwahl wurden nuw drei Liſten aufgeſtellt, und
zwar je eine freigewerkſchaftliche, gelbe und oppoſitionelle. Auf
der „Oppoſitionsliſte“ kandidieren die beiden Kommuniſten
des Werkes mit dem bisherigen gelben Betriebsrat Mitzigkeit
zuſammen; der Reſt beſteht aus unorganiſierten Oppoſitions-
leuten. Angeblich iſt Mitzigkeit bei den Gelben ausgetreten und
in den ſogenannten „Jnduſtrieverband“ eingetreten. Alſo
geſtern gelb, heute „revolutionär“ und morgen

3. Nach der Betricbsratswahl bei Siemens, Franklinſtraße,
ſtellte ſich heraus, daß einer der neugewählten Oppoſitionsbetriebs-
räte zu gleicher Zeit in der kommuniſtiſchen Partei und in der
gelben „Nationgalſozigliſtiſchen Arbeiterpartei“ „organiſiert“ war.

So ekwas fällt nur noch naiven Gemütern auf. Wir ſtaunen
nur, daß bei dem kommuniſtiſch-gelben Durcheinander die Rich-
tung des einzelnen überhaupt feſtzuſtellen iſt. Und wozu auch?
Die Ziele ſind ja die gleichen: Zermürbung
Arbeiterbewegung.

Was man den Straßenbahnern zu bieten wagt.
Der Mitteldeutſche Arbeitgeberverband der Kreiſe und Gemein-

den hat es fertiggebracht, den Schiedsſpruch für die Straßen-
bahner, welcher eine Lohnerhöhung von 3 bzw. 2 Pf. vorſah, ab
zulehnen. Dies kennzeichnet wieder einmal die Politik dieſes
Verbandes, der da glaubt, Löhne dikftieren zu können, welche es
den Arbeitnehmern für die Dauer unmöglich machen, ein geord-
netes Wirtſchaftsleben zu führen. Die Politik des Arbeitgeberver-
bandes wird und muß eines Tages zuſammenbrechen, da die Ar
beitnehmer ſich auf die Dauer eine derartige Verhöhnung nicht
efallen laſſen werden. Bei allen früheren Verhandlungen wurde
tets mit Nachdruck betont, ſobald die Straßenbahn wieder wirt-
ſchaftlich in der Lage ſei, größere Mittel für die Löhne auf-
zubringen, auch eine Erhöhung der Arbeiterlöhne bewilligen werde.
Heute gehen die kommunalen Arbeitgeber mit einer Hand-
bewegung darüber hinweg. Die Straßenbahnen gehören zu den
wenigen Betrieben, welche in ganz kurzer Zeit ſich von den Jn
faltionsſchäden erholt haben; ſie ſind heute ohne weiteres in der
Lage, den Arbeitern einen angemeſſenen Lohn zu zahlen, ohne

nmoders eder

dabei Gefahr zu laufen, unwirtſchaftlich zu arbeiten. Der
Straßenbahnſchaffner und führer erhält heute einen Lohn von41 P hinzukommen ein Hausſtands- ſowie Kindergeld von 3 Pf.

für die Arbeitsſtunde. Daß dieſer Lohn keineswegs den ſchweren
Dienſtverhältniſſen der Straßenbahner angemeſſen iſt, müßte auch
der Lohnkommiſſion des Arbeitgeberverbandes ſowie ſeinem Ge
ſchäftsführer einlenchten. Die Straßenbahner werden bei paſſen-
der Gelegenheit die Quittung für das jetzige Verhalten des Ar
beitgeberverbandes ausſtellen. Die im Deutſchen Verkehrsbund
organiſierten Straßenbahner nehmen am Mittwoch im „Volfs
park“ zu dieſer Angelegenheit Stellung.

Das Unternehmertum fühlt ſich.
Der Arbeitgeberverband für das Handels und Transport-

ewerbe hat dem Deutſchen Verkehrsbund mitgeteilt, daß er auchdiesmal eine Lohnverhandlung ſowie Lohnerhöhung ablehnmt. Die

Mitglieder des Verkehrsbundes haben am Freitag in einet Ver
ſammlung beſchloſſen, erneut den Schlichtungsausſchuß anzurufen,
obwohl ſie von vornherein wiſſen, daß bei der jetzigen Einſtellung
der Schlichtungsausſchüſſe für ſie nichts Erſprießliches heraus-
kommen wird. Weiter wurde beſchloſſen, ſofort nach der Verhand
lung eine neue Verſammlung einzuberufen. Die Verſammlung
hat ſich einmütig hinter die Organiſationsleitung geſtellt und ſich
verpflichtet, alles daranzuſetzen, um die noch dem Deutſchen Ver
kehrsbund fernſtehenden Berufs angehörigen der Organiſation zu
zuführen, um ſo die Kampffront zu ſtärken. Einig waren ſich
die Verſammelten darin, alles mobil zu machen, um ſich vor
zubereiten, daß, wenn die Arbeitgeber ihre jetzige Politik fort-
ſetzen, zum Mittel des Streiks wieder gegriffen werden muß.
Vorausſetzung iſt, daß ſämtliche Berufskollegen endlich erkennen,
um was es geht.

r

Aus der Arbeſterlportbewegung.
An die Gruppenvereine der erſten Gruppe des 6. Bezirkes.

Die Turn und Sportgenoſſen werden erneut auf unſer Wer
tungsturnen aufmerkſam gemacht. Zugleich wird gebeten,
die Fragebogen bis zum 18. Juli dem Turngenoſſen Paul Keil,Ammendorf Regensburger Straße 90, oder Willy Grübe,
Ammendorf, Ziegelei, einzuſenden (ſpäter einlaufende Mel
dungen werden nicht berückſichtigt), desgleichen den Feſtbeitrag,
der für Turner 0,50 Mk., für Jugendliche und Turnerinnen
0,30 Mk. beträgt. Die ſportlichen Wettkämpfer treffen ſich um
7 Uhr im „Dreierhaus“ in Oſendorf (Umkleidelokal).
ſportlichen Wettkampf iſt für je 1 bis 5 gemeldete Wett mpfer
ein Kampfrichter mitzumelden. Von 121 bis 114 Uhr findet der
Empfang der Vereine, bis 2 Uhr der Umzug ſtatt. Anſchließend
Gerätewettkampf im „Dreierhaus“ in Oſendorf. ett
kämpfer ſind namentlich zu melden. Auf dem Fragebogen iſt
noch eine e zu beantworten: Stellt der Verein eine 4mal-100 Meter fette Der Feſtbeitrag gilt für Sonnabend und

Sonntag.Srngenoſſent Beachtet dieſe Notiz erſcheint zahlreich, um den

Proletariern, welche bei den bürgerlichen Vereinen immer noch
als Menſchen Klaſſe behandelt werden, zu zeigen, daß ſie
auch bei uns Sport betreiben können, wenn ſie nur wollen!

Turn und Sportverein „Fichte“, Ammendorf.
rtkartel Halle. Heute, Dienstag, den 8. Juli, abends 8.30 Uhrgotere a ſehr wichtige Tagesordnung, iſt das Erſcheinen

jedes Delegierten Pflicht. Die Bezirksleitung.

Natur Sportabteilung.ſpielte n auf dem Sa gegen Sportklub Achilles.
ſultat 1: ür es. erstag, 10. Juli, I. Manngegen u. II; tag, 15. Juli, II. Mann-gegen II stag, 17. Juli, I. Mannft gegen T. u. mlitz l.pus, Spiele werden auf dert. er ge ſkage Sieg ſchwa weißes Hemd.

Wetter Voranſage

n

ort

Mittwoch, den 9. Juli: Keine weſentliche Aenderung gegenüber
Dienstag.

Schwindelanfällen, Herzklopfen, Krämpfen, Rückenſchmerzen, Reisz
barkeit, Zittern in Händen und Knien, Ohrenſauſen und vielen
ähnlichen Symptomen, ohne daran zu denken, daß derartige An-
zeichen zu ſchwerſten Nervenleiden führen können und das Leben
zur Qual machen.

Es gibt aber eine Hilfe für durch die neue mediziniſcheſchaſt der Herrn Prof. Dr. Rege (Berlin), und ein
Errungen

Verſuch koſtet Sie gar ni teine Poſtkarte und wir ſenden Wer ſofort umſonſt und
portofren eine Probedoſis von Prof. Dr. Nackes Nervennahrung
nit einer lehrreichen Broſchüre über alle Nervenleiden.

Schreiben Sie aber noch heute, ehe die Proben vergriffen ſindan die alleinberechtigte S Golias Wenck, mediziniſche
Praparate, Serl S 11. S J
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Für den

Die erſte Handballmannſchaft

Treffpunkt 6.30 Uhr an

s. Schreiben Sie uns ſofort



Weisen Sie Dachahmungen zurück
und Verlangen Sie überall

das Großformat

T7etko Auslese
Gold- und Korkmundsfück
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Die milde Qualität und das roma
unseres Großformafes wird durch die sorgfältige Verarbeitung von edlen
Tabaken aus den bekannfesten Provinzen des Orienfs erreicht.
Die Zusammenstelſlung der (Dischung erfolgt unter persönl. Leitung des
Seniorchefs der Firma. Seine 45 jähr. Praxis sowie der langjährige
Eufentfhalt in den bekannfesten Tabakzeniren bürgen für die kloch-
wo wertfigkeit unserer Zetko-gquslese. wo

Mitteldeutsche Cigarettenfabrik Ekt. Gesellschaft W
Halle a. d. Saale.

Neu erschienen ist unser grosser ScohIa ger

zetko Fantasie
PFennmi PFenni g
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